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1. Planungsanlass
1.1  Ziel und Zweck der Planung/Grundziige

Mit der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 01.50.88 wird das Planungsziel ver-
folgt, den 1994 — 1997 aufgestellten und seit 2006 rechtskraftigen Bebauungsplan fur
das Gebiet "Sport- und Freizeitzentrum Warnemuinde Parkstraf3e" in Teilbereichen
aktuellen Planungszielen anzupassen.

Der Bebauungsplanes Nr. 01.S0.88 war inshesondere aufgestellt worden, um sid-
lich der Parkstral3e einen Sportpark mit Sporthotel und Sportanlagen zu errichten.
Der Geltungsbereich reichte dabei vom Sportstadion in zweiter Reihe sudlich der
Parkstral3e am Ortsausgang von Warnemunde im Osten Uber die Kleingartenanlage
»,Am Meer des Friedens e.V." und die Sternwarte/Jugendherberge bis zum Strand-
parkplatz und den Tennisanlagen im Westen. Aus der Abbildung in der Anlage 2 ge-
hen das Plangebiet der Ursprungsplanung und das Plangebiet der 1. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 01.50.88 hervor.

Beziiglich der 1. Anderung sind drei Vorhaben zu nennen, die den Geltungsbereich

des Anderungsgebietes definieren:

1. Urspringlich war geplant, in den Sondergebieten (SO) sudlich der Parkstral3e ei-
nen Sportpark mit Sporthotel und Sportanlagen und entsprechender ErschlielRung
Uber die PlanstralRen A-C zu errichten (vgl. Anlage 2). Diese Plane privater Inves-
toren konnten nicht umgesetzt werden. Nach Jahren des Stillstandes wurde nun
ein neuer Grundstuckseigentimer gefunden, der auf einer Teilflache des ehemals
geplanten Sportparks ein allgemeines Wohngebiet in stadtischer Architektur und in
attraktiver Nahe zum Strand Warnemuindes umsetzen méchte.

2. Es ist vorgesehen, im oOstlichen Teil des ehemals geplanten Sportparks, auf der
jetzigen Sportplatzflache sudlich der Parkstral3e, eine Sporthalle mit Vereinsge-
baude fur den Ortsteil Warneminde auf Grundlage einer neuen Objektplanung zu
errichten.

3. Die vorhandene Buswendeschleife im westlichen Teil des Plangebietes, 6stlich
der Planstral3e A, soll in ihrer Nutzung erhalten, jedoch baulich umgestaltet wer-
den.

Die geplanten Vorhaben stimmen nicht mit den Festsetzungen des Ursprungsplanes
Uberein. Daher ist fiir diese Vorhaben eine entsprechende Anderung des Be-
bauungsplanes vorzunehmen, um die Genehmigungsfahigkeit zu erreichen und den
aktuellen stadtebaulichen Zielstellungen fir Warnemiinde sowie den Anspriichen von
Mensch, Natur und Landschaft gerecht zu werden.

Aufgabe eines Bebauungsplanes ist gemal § 1 Baugesetzbuch (BauGB) die bauli-
che und sonstige Nutzung von Grundstiicken vorzubereiten und zu leiten. Nach § 1
Abs. 5 BauGB sollen Bauleitplane eine nachhaltige stadtebauliche Entwicklung, die
die sozialen, wirtschaftlichen und umweltschitzenden Anforderungen auch in Ver-
antwortung gegenuber kinftigen Generationen miteinander in Einklang bringt, und
eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennutzung sichern.
Nach § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB haben die Gemeinden die Bauleitplane aufzustellen,
sobald und soweit es fir die stadtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist.

Die Grundzuge dieser Planung basieren auf dem geanderten planerischen Leitbild
fur diesen Teil Warnemindes und werden mit den Festsetzungen dieser Be-
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bauungsplan-Anderung als objektiv sichtbarer Wille der Hansestadt Rostock verbind-
lich dokumentiert.

Dabei ist zu beachten, dass die Satzung uber die 1. Anderung des Bebauungsplanes
Nr. 01.S0.88 nur den innerhalb der Planzeichnung - Teil A - und in der Anlage 2 dar-
gestellten Geltungsbereich umfasst. Fir den Geltungsbereich der 1. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 01.S0.88 werden die Festsetzungen der Ursprungssatzung
durch die Festsetzungen der 1. Anderung vollstandig ersetzt. Dies gilt fur die Plan-
zeichnung -Teil A, den Text - Teil B, die drtlichen Bauvorschriften und die Hinweise.
AuBerhalb des Geltungsbereiches der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr.
01.S0.88 gelten die Festsetzungen der Ursprungssatzung weiterhin fort.

1.2  Geltungsbereich der 1. Anderung des Bebauungsplanes

Das Plangebiet der 1. Anderung befindet sich direkt sidlich des Warneminder
Strandes und des bewaldeten DiUnenschutzstreifens an der Parkstrale am westli-
chen Ortsausgang von Warneminde. Es wird im Norden durch den Geh- und Rad-
weg nordlich der Parkstral3e, im Westen durch den Strandparkplatz am Ortseingang
von Warnemiinde, im Stden durch das Gelande der Jugendherberge Warnemuinde,
die Kleingartenanlage ,Am Meer des Friedens e.V.” und die neuen Trainingsplatze
der Sportanlage Warnemiinde Parkstrafl3e sowie im Osten durch die Zufahrt zu den
Sportstatten begrenzt.

Quelle: gaia mv
Luftbild des Planungsraumes:
Bildmitte: Brachflache des ehemaligen Wohnheims der Werft = kiinftiges Wohngebiet, sidl. davon
Kleingartenanlage. Rechts: Sportplatz siidl. der Parkstrale (L 12) = kiinftiges Sporthallengelénde,
sudl. davon Trainingsplatze. Links: Buswendeschleife, stdlich davon Jugendherberge, westlich davon
Strandparkplatz

4




Hansestadt Rostock - 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 01.50.88

Der Geltungsbereich umfasst die Flurstiicke gemaR Bebauungsplan der Flur 1, Ge-
markung Warnemiinde und ist ca. 4,1 ha grol3.

Aus der Abbildung in der Anlage 2 gehen das Plangebiet der Ursprungsplanung und
das Plangebiet der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 01.S0.88 hervor. Uber
das Forstbestehen der Festsetzungen der Ursprungssatzung aul3erhalb des Gel-
tungsbereiches der vorliegenden 1. Anderung wurde im vorhergehenden Kapitel hin-
gewiesen.

1.3 Planverfahren, erganzende Untersuchungen

Der Bebauungsplan Nr. 01.S0.88 fur das Gebiet "Sport- und Freizeitzentrum War-
nemunde Parkstral3e" wurde zwischen 1994 und 1997 aufgestellt. Damals bestand
das Ziel darin, einen Sportpark mit Sporthotel an der Parkstral3e, Tennisplatze mit
einem Vereinsheim und den Strandparkplatz neu zu errichten und damit Infrastruktur
fur die Tourismusgemeinde zu schaffen. Als Bauflache fir das Sporthotel war der
Bereich zwischen Buswendeschleife und vorhandener Wohnbebauung sudlich der
Parkstral3e, also einschlie3lich des Sportplatzes, vorgesehen. Dieses private Vorha-
ben konnte jedoch nicht realisiert werden. Die ehemaligen Wohnheime der Warne-
minder Werft, spater Behdrdensitz, wurde zwischenzeitlich abgerissen, das Gelande
liegt seit einigen Jahren brach.

Vor dem Aufstellungsbeschluss der Biirgerschaft zur 1. Anderung des Bebauungs-
planes Nr. 01.S0.88 sind eine Reihe von Untersuchungen und Planungen durchge-
fuhrt worden. Diese nachfolgend aufgefiihrten Untersuchungen sind in die vorliegen-
de Planung fur das geanderte Teilgebiet eingeflossen.

Zunachst wurde in Abstimmung mit den Umweltbehérden Gberprift, ob eine Umwelt-
priafung und ein Umweltbericht geméald 88 2 Abs. 4 u. 2a BauGB erforderlich sind
oder ein beschleunigtes Verfahren gemaf § 13a BauGB fiir den Bereich durchge-
fuhrt werden kann, der von der 1. Anderung betroffen ist. Die Prufung durch die Um-
weltbehdrden ergab, dass keine Umweltprifung erforderlich ist, da es sich um inner-
ortliche, genutzte bzw. Brachflachen handelt, die Eingriffe bereits im Ursprungsplan
definiert und AusgleichsmalRnahmen festgelegt worden sind. Weiterhin handelt es
sich um eine Bebauungsplan-Anderung, auf die die Kriterien des § 13a BauGB:
~Wiedernutzbarmachung von Flachen, Nachverdichtung, andere MalRRnahmen der
Innenentwicklung® zutreffen. Eine nach § 19 Abs. 2 BauNVO zulassige Grundflache
von Uber 20.000 m2 wird nicht festgesetzt, diese betragt im Anderungsbereich max.
ca. 9.000 m2.

Zur 1. Anderung des Bebauungsplanes und den darin enthaltenen Nutzungen muss-
ten allerdings eine Spezielle artenschutzrechtliche Priufung und eine FFH-
Vorprifung bezlglich des FFH-Gebietes ,Stoltera“ westlich von Warnemiinde erfol-
gen (Buro Biota, Blitzow). Diese Untersuchungen waren zur Ursprungsplanung noch
nicht erforderlich. Bisher nicht realisierte ArtenschutzmafRnahmen aus der Genehmi-
gung zum Gebaudeabriss im Bereich der WA 1 und 2 sind nun umzusetzen.

Eine Beeintrachtigung von Schutzgutern (besonders geschiitzte Arten, FFH-Gebiete)
liegt im Ergebnis dieser Prifungen nicht vor (vgl. Kap. 3.8).
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AuBerdem war eine schalltechnische Untersuchung (TUV-Nord Umweltschutz
GmbH Rostock) anzufertigen, in der die Auswirkungen des Stral3enverkehrs, der
Parkplatze, der Sportstatten und der Jugendherberge auf die geplante Wohnbebau-
ung sowie des Bus-, Wohngebiets- und Sportstattenverkehrs auf die vorhandene
Wohnbebauung und die Jugendherberge untersucht wurden. Zum Satzungsexemp-
lar war die schalltechnische Untersuchung aufgrund konkretisierter Abstimmungen
zum Sportbetrieb und aufgrund fortgeschrittener Planungen dreimal zu erganzen
(vgl. Kap. 3.6). Daraus resultierten z.T. ergénzte Schallschutzmaflinahmen, die im
B-Plan festgesetzt wurden.

Die aktuellen, mit der 1. Anderung verbundenen Planungen konnten noch nicht voll-
standig im Strukturkonzept Warneminde vom 28.10.2011 bertcksichtigt werden
(z.B. Flachen mit Entwicklungsbedarf/Entwicklung von Brachflachen). Die Flache ist
noch als ,Hotel- oder Ferienstandort - in Planung” aufgefiihrt. Dort aufgezeigte ,Man-
gel in der Gestaltung der Ortseingange* werden allerdings mit der Neubebauung
durch die geplanten Stadthauser und die Sporthalle behoben. Ebenso entspricht die
Sporthalle der im Strukturkonzept genannten ,Potentialflache fur Infrastruktur- und
Freizeiteinrichtungen®.

Der ehemalige Hotel- oder Ferienstandort eignet sich aus heutiger Sicht ebenfalls als
Wohnstandort. Das ehemals geplante Sporthotel wird ersetzt durch eine o6ffentliche
Sporteinrichtung, die die Hansestadt Rostock in Eigenregie zur Nutzung durch die
Bevolkerung Warnemuiindes sowie durch Gaste errichtet.

Im Amt fur Stadtentwicklung, Stadtplanung und Wirtschaft wurde im Vorfeld der Pla-
nung in Zusammenarbeit mit dem Grundstlickseigentiimer und Vorhabentrager fur
die Wohnbauflachen sowie den beteiligten Planern und Architekten das stadtebauli-
che Konzept fur das geplante Wohngebiet sehr intensiv diskutiert, Modelle wurden
gebaut, Varianten gepruft und Rahmenbedingungen definiert.

Unter der Leitung des Eigenbetriebes "Kommunale Objektbewirtschaftung und
-entwicklung der Hansestadt Rostock® (KOE) erfolgte die Planung der neuen
Sporthalle Warnemiuinde, die kurzfristig mit der Unterstlitzung durch Foérdermittel
des Landes umgesetzt werden soll.

Die vorliegende Planung stellt das Ergebnis der Diskussionen hinsichtlich der stadte-
baulichen Festsetzungen, der VerkehrserschlielBung und der Umweltbelange dar.

Fur die vorliegende Planung wurde ein Grinordnungsplan durch die Landschafts-
architekten Adolphi-Rose, Kahlenberg bei Wismar, erarbeitet. Der Griinordnungsplan
wurde den betroffenen Behdrden separat zugestellt. Die Ergebnisse der Grinord-
nungsplanung sind in der Begriindung zusammenfassend dargestellt. Die entspre-
chenden GrunordnungsmalRnahmen wurden im Teil B — Text des B-Planes festge-
setzt.

Die Planung zur Umgestaltung der Buswendeschleife erfolgt unter Obhut des Tief-
und Hafenbauamtes Rostock - Abteilung Verkehrsplanung, Verkehrsausristung,
OPNV - Sachgebiet Verkehrsplanung, OPNV - durch ein Ingenieurbiiro. Das Pla-
nungskonzept wurde im Verlauf der Entwurfsbeteiligung zur 1. Anderung des
B-Plans Uberarbeitet, so dass die aktuelle Fassung in das Satzungsexemplar aufge-
nommen werden konnte.

Der Entwurf der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 01.50.88 wurde zur Beteili-
gung nach 8§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB vom 09.11. - 10.12.2012 6&ffentlich
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ausgelegt und gemal § 4 Abs. 2 BauGB an die Behérden und sonstigen Trager 0f-
fentlicher Belange versendet.

Aus der Behordenbeteiligung resultiert im Wesentlichen eine Uberarbeitung bzw. Er-
ganzung der Festsetzungen zum Schallschutz sowie zur Grinordnung. Im Einzelnen
wurden folgende Punkte geandert, die im Rahmen der Abwégung behandelt und in
den betreffenden Kapiteln der Begriindung ausfuhrlich erlautert werden:

e Verschiebung der Baufenster im WA um ca. 3,3 m nach Siuden aufgrund des er-
forderlichen Schallschutzes fiir AuRenwohnbereiche zur Parkstral3e

e Umwidmung der Planstral3e B von Tempo 30 — Zone in verkehrsberuhigte Misch-
verkehrsflache in Asphaltbauweise, Entfallen der Flachen fir Abfallbehéalter, Ver-
schieben der Besucherstellplatze an die Wendeanlage

e Anpassung der Larmpegelbereiche entsprechend der 0.g. Punkte

e Aufnahme zusatzlicher Larmschutzfestsetzungen an den beiden suddstlichen
Baufeldern im WA 2 bezlgl. dem Schutz vor Sportlarm

e Uberarbeitung des Larmschutzgutachtens beziigl. der 0.g. Punkte und beziigl. der
Prufung der moglichen Larmemissionen von der Jugendherberge

e Aufnahme detaillierterer Festsetzungen fur die Tiefgaragen (Baugrenzen, GRZ)

e Einarbeitung der geéanderten Planung fir die Buswendeschleife (Veranderungen
innerhalb der 6ffentlichen Verkehrsflachen)

e Uberarbeitung der Griinordnungsplanung beziigl. Griinflachenausweisungen so-
wie entfallender und zu erhaltender Baume

e Aufnahme des neuen Bemessungshochwasserstandes von 2,65 HN statt vorher
2,80 HN und Anpassung der entsprechenden Festsetzungen zur Firsthohe und
zum Bezugspunkt

e Aufnahme der Ergebnisse der Grenzfeststellung.

Aus der Offentlichkeitsbeteiligung mit zwei Einwendungen resultiert eine Klarstellung
der textlichen Festsetzung Uber die zulassige Grundflache fir die geplanten Tiefga-
ragen sowie die o0.g. Erganzung des Larmschutzgutachtens beziglich der Prifung
der moglichen Larmemissionen von der Jugendherberge.

Die 0.g. Anderungen kénnen im Rahmen der Abwagung behandelt werden, da damit
keine wesentlichen Anderungen der Planungsziele oder Planungsinhalte verbunden
sind, die eine nochmalige Auslegung erforderlich machen wirden. Negative Auswir-
kungen auf die Nachbarschaft sind mit den Anderungen nicht verbunden. Durch die
Anderung der PlanstralRe B ergibt sich zwar eine raumliche Annaherung an die siid-
lich benachbarte Kleingartenanlage um ca. 1,5 — 2,0 m, allerdings erfolgt gleichzeitig
eine Reduzierung der LArmemissionen auf die Kleingartenanlage durch die Auswei-
sung einer verkehrsberuhigten Zone und von moéglichen Geruchsbelastigungen
durch das Entfallen der Dauerstellplatze fur Abfallbehalter. Seitens der Kleingartner
wurden keine Einwadnde im Rahmen der o6ffentlichen Auslegung vorgebracht. Das
zustandige Kataster-, Vermessungs- und Liegenschaftsamt (fir die Stadt als Ver-
pachter der Kleingartenflache) hat in einer nochmaligen Betroffenenbeteiligung dazu
ebenfalls keine Einwande vorgebracht.
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2. PLANUNGSGRUNDLAGEN
2.1 Planungsrechtliche Grundlagen/Vorgaben tibergeordneter Planungen

Planungsrechtliche Grundlagen fir die Erarbeitung der Satzung sind:

- das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.9.2004 (BGBI. | S. 2414), zuletzt ge&ndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
22.07.2011 (BGBI. I S. 1509),

- die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 23.1.1990 (BGBI. I S. 132), geéndert durch Art. 3 Investitionserleichte-
rungs- und Wohnbaulandgesetz vom 22.4.1993 (BGBI. | S. 466),

- die Planzeichenverordnung (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBI. Nr. 3, S. 58),

- die Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 18.4.2006 (GVOBI. M-V S. 102), zuletzt geandert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Mai 2011 (GVOBI. M-V S. 323),

- das Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausfihrung des Bun-
desnaturschutzgesetzes (Naturschutzausfihrungsgesetz — NatSchAG M-V) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 23.2.2010 (GVOBI. M-V 2010, S. 66),
zuletzt gedndert durch Artikel 14 des Gesetzes vom 12. Juli 2010 (GVOBI. M-V
2010, S. 383, 395)

sowie die sonstigen planungsrelevanten, zum Zeitpunkt der Planaufstellung gultigen
Gesetzesvorschriften, Erlasse und Richtlinien.

Als Plangrundlagen wurden die Lage- und Ho6henplane der Vermessungsburos
Hansch & Bernau, Rostock, 19.03.2012 (westl. Teil/WA) und des Vermessungsburos
Toplan Rostock, Oktober 2009 (6stl. Teil/SO), Hohenbezug HN verwendet sowie die
Grenzfeststellung vom 31.01.2013 des Vermessungsbiros Hansch & Bernau, die
Topographische Karte im Mal3stab 1:5000, gaia M-V, sowie eigene Erhebungen und
Bestandsaufnahmen der Landschaftsplaner.

Ubergeordnete Planungen sind im Flachennutzungsplan der Hansestadt Rostock
und im Regionalen Raumentwicklungsprogramm Mittleres Mecklenburg/Rostock
(RREP) festgeschrieben.

Das RREP weist Rostock als Oberzentrum der Planungsregion aus. Die Zentren des
Landes halten die wesentlichen infrastrukturellen, kulturellen und wirtschaftlichen
Einrichtungen vor. Insofern soll sich auch die Siedlungsentwicklung auf die Kernstad-
te und ihre Stadt-Umland-Raume konzentrieren. Die Umnutzung einer Brachflache
entspricht aulRerdem den raumordnerischen Zielen und den Zielen des Umweltschut-
zes, bereits bebaute Flachen zu reaktivieren und einer Neubebauung auf "freiem
Feld" vorzuziehen.

Das Amt fur Raumordnung und Landesplanung stimmt daher in seiner Stellungnah-
me vom 11.12.2012 den Planungszielen zu und weist darauf hin, dass die Umnut-
zung von Standortreserven der Ausweisung neuer Siedlungsflachen vorzuziehen ist
und dass weitere Sporteinrichtungen in den zentralen Orten vorgehalten werden sol-
len.

Der Flachennutzungsplan der Hansestadt Rostock ist gemald Bekanntmachung vom
02.12.2009 rechtswirksam. Im Flachennutzungsplan (F-Plan) ist gemall § 5 BauGB
fur das ganze Gemeindegebiet die sich aus der beabsichtigten stadtebaulichen Ent-
wicklung ergebende Art der Bodennutzung in den Grundzigen darzustellen.
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Das Plangebiet ist im mittleren und 6stlichen Teil als Sonstiges Sondergebiet ,Sport*
gemal § 11 BauNVO dargestellt. Damit entspricht die Ausweisung der Planung der
Sporthalle. Sie muss jedoch fur das geplante Wohngebiet im mittleren Teil geédndert
werden. Allerdings ist dazu gemafd 8 13a BauGB fur B-Plane der Innenentwicklung
kein Anderungsverfahren notwendig, sondern der Flachennutzungsplan wird bei Ge-
legenheit im Verfahren der Berichtigung angepasst (8 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB). Die
Wendeanlage mit mittig angeordneten Stellplatzen ist zielgerecht als Stral3enver-
kehrsflache - Stellplatzanlage ausgewiesen.

Die 1. Anderung des Bebauungsplanes kann somit als aus dem F-Plan entwickelt
betrachtet werden und ist nicht genehmigungspflichtig, sondern wird durch die ab-
schlieBende Bekanntmachung der Satzung rechtskratftig.

Der von der Birgerschaft am 01.04.1998 als Leitlinie und Zielorientierung fur die
Entwicklung von Natur und Landschaft in der Hansestadt Rostock beschlossene
Landschaftsplan ist eine Rahmenvorgabe bei der Durchfiihrung der Bauleitplanung,
aller Fachplanungen (einschliel3lich der Grunordnungspléane) und aller stadtebauli-
chen Rahmenplanungen auf dem Gebiet der Hansestadt Rostock.

2.2 Angaben zum Bestand
2.2.1 Stadtebauliche Ausgangssituation und Umgebung

Das Plangebiet am westlichen Ortsrand von Warnemiinde stellt den Abschluss der
bebauten Siedlung dar. Ostlich des Plangebietes befinden sich 1l-IV-geschossige
Wohnhauser sudlich der ParkstraRe und der groR3e, llI-V-geschossige Gebaudekom-
plex des Hanse-Hotels nordlich der Parkstrale. Die Wetterstation und heutige Ju-
gendherberge wurde vor 1989 funktionsbedingt auRerhalb der Siedlung errichtet.
Westlich befindet sich nur noch der Friedhof. Aufgrund des Platzbedarfes bot sich
auch die Entwicklung der Sportflachen am Ortsrand an.

Zu DDR-Zeiten wurde ein grol3es Wohnheim der Werft aus vier mehrgeschossigen
Gebauden mit Querverbindern sidlich der Parkstral3e errichtet und mit einer sidlich
davon gelegenen Kleingartenanlage erganzt. Der Gebaudekomplex wurde 2002 ab-
gerissen.

Wohngebaude Parkstrafie Komplex Hanse-Hotel

Mit dem zunehmenden Tourismus und dem steigenden Individualverkehr entstand
das Erfordernis, einen Strandparkplatz au3erhalb des Zentrums von Warnemunde zu
bauen. Dieser wurde zwischen dem Friedhof und der Wetterstation, glinstig gelegen
direkt gegentber dem Weststrand, eingerichtet und spéater befestigt.

Nordlich des Plangebietes liegen nur noch die bewaldeten Diinen von Warnemtinde,
die auch als Hochwasserschutzanlagen fungieren, und der Strand.
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2.2.2 Nutzung und Bebauung

Auf dem elfgeschossigen Turm der Jugendherberge Warnemiinde befindet sich das
Wetterradar des Deutschen Wetterdienstes. Die viergeschossigen Gebaudefligel
werden als Jugendherberge genutzt. Davor liegt die Buswendeschleife und Endstati-
on der Rostocker Buslinien in Warnemiinde, deren Mitte mit Baumen bestanden ist.
Westlich davon befindet sich der Strandparkplatz mit Gber 1.000 Stellplatzen.

Jugendherberge mit Wetterstation Buswendeschleife
Strandparkplatz Warnemiinde Baugelande mit Vertiefungen
Plattenweg zum Kleingartengelande Blick nach Sudost, angrenzend Kleingarten

Das Plangebiet wird zzt. im Zentrum von Brachflachen gepragt, die ehemals durch
das Wohnheim der Werft genutzt waren. Die ehemaligen Fundamente des vierfliige-
ligen Wohnheims zeichnen sich deutlich im Gelande als Vertiefungen ab (vgl. Luft-
bild). Im Gebiet befinden sich noch Betonplatten, ein altes Trafohaus, Bauschutt- und
Mullablagerungen. Zur Jugendherberge und Buswendeschleife wird das Gebiet
durch eine Baumreihe aus Pappeln abgegrenzt, die durch standortgerechte Laub-
baume ersetzt werden sollen.

Sudlich macht das Geléande einen Sprung von ca. 1,20 m hinunter zur Kleingartenan-
lage, die auRerhalb des Plangebietes der 1. Anderung in einer geringen Hohenlage
von 0,2 — 0,4 m U.HN liegt. Das Gelande des ehem. Wohnheimes wurde fiir die Bau-
vorhaben vermutlich teilweise bereits aufgeschittet und hat ein Hohenniveau von
etwa 1,50 m im Suden und ca. 2,0 m. G.HN an der Parkstral3e.

10
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Der intensiv genutzte Sportplatz im ostlichen Teil des Plangebietes der 1. Anderung
liegt wiederum etwas tiefer bei ca. 0,6 — 1,0 m 0.HN und ist als Rasenplatz ausgebil-
det. Westlich des Platzes liegt die Zufahrt mit Stellplatzen und dem alten, einge-
schossigen Vereinsgebaude.

Am nordlichen Rand des Plangebietes der 1. Anderung verlauft die ParkstraRe, die
von einer alten, z.T. lickigen Kastanienallee gesdumt wird. Sudlich verlauft ein
schmaler Fuliweg aus Gehwegplatten, nordlich der breite, gut ausgebaute Geh- und
Radweg.

Sportplatz, im Hintergrund Vereinsgebaude Parkstrale

Zur detaillierten Bestandsaufnahme der gegenwartigen Biotoptypen wird auf Kap.
3.8, den Bestandsplan in Anlage 1 und auf den separaten Grunordnungsplan zur
1. Anderung verwiesen.

2.2.3 Verkehrliche und stadttechnische Infrastruktur

Das Plangebiet der 1. Anderung verfiigt Uber eine sehr gute Verkehrsanbindung im
Individual- und Offentlichen Personennahverkehr.

Die Parkstral3e fuhrt als Landesstral3e 12 von der B 105 in Bad Doberan nach War-
nemunde und hier in Richtung Zentrum. In Warnemuinde fuhrt die L 12 zur Stadtau-
tobahn nach Rostock (B 103). Die regular zulassige Geschwindigkeit auf der L 12 als
betragt 50 km/h. Eine Reduzierung auf eine Tempo 30 — Zone zwecks verminderter
Schallemissionen wurde im Verfahren geprift, muss jedoch aufgrund der ortlichen
und Uberdrtlichen Verbindungsfunktionen der Straf3e unterbleiben.

Die kiunftige Verkehrsanbindung des Wohngebietes erfolgt Gber die vorhandene Zu-
fahrt zum Strandparkplatz an der Jugendherberge vorbei. Momentan verlauft die Zu-
fahrt zur Kleingartenanlage ,Am Meer des Friedens" noch Uber einen Plattenweg im
Bereich des geplanten Wohngebietes.

Die Sportstatten werden separat Uber eine Zufahrt von der Parkstral3e aus erschlos-
sen.

Mit dem Strandparkplatz direkt westlich des Plangebietes steht ein enormes Stell-
platzangebot zur Verfligung.

Die Anbindung an den OPNV erfolgt Giber die Buslinien der RSAG, die ihre (End-)
Haltestellen im Bereich der Buswendeschleife haben. Damit ist eine sehr gute Er-
reichbarkeit zum Stadtzentrum, zum Bahnhof und in die anderen Stadtgebiete Ros-
tocks gegeben.

11
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Der Ostseekiisten-Radfernweg von Wismar tber Kihlungsborn und Warnemuinde in
Richtung Darf3/Zingst und Stralsund verlauft direkt nordlich der ParkstraRe als gut
ausgebauter asphaltierter Weg. Damit ist auch eine hervorragende Anbindung fur
den Rad- und Ful3verkehr ins Zentrum gegeben. Der Fulweg sudlich der Parkstral3e
befindet sich allerdings in einem schlechten baulichen Zustand und ist nordlich des
Sportplatzes nur als Trampelpfad vorhanden.

Die Parkstral3e ist stadttechnisch mit allen Medien wie Gas, Wasser, Abwasser, Te-
lekommunikationseinrichtungen usw. erschlossen, an die angebunden werden kann.
Dies qilt allerdings nicht fir die Regenwasserleitungen, deren Kapazitat ausge-
schopft ist. Eine Fernwarmeanbindung ist in diesem Teil Warnemiindes bisher nicht
vorgesehen.

Zu beachten ist eine Mitteldruck-Gasleitung, die das Plangebiet der 1. Anderung im
Norden parallel zur Parkstral3e quert. Da die Umverlegung der Leitung einen erhebli-
chen logistischen und Kostenaufwand verursachen wuirde, sind die betroffenen Fla-
chen von der Bebauung freizuhalten. Der Leitungsbereich wird durch ein Leitungs-
recht gesichert. Sonstige kleinere Leitungen, die nicht im 6ffentlichen Raum liegen,
kénnen bei Bedarf umverlegt werden.

2.2.4 Eigentumsverhaltnisse

Die Grundstticke fur die Sportstatten, die Buswendeanlage, die Zufahrt zum Strand-
parkplatz und Teilflachen vor der Kleingartenanlage befinden sich im Eigentum der
Hansestadt Rostock. Die Parkstraf3e (Landesstral3e 12) gehoért innerortlich ebenfalls
der Hansestadt. Die Flache des ehemaligen Wohnheimes und kiinftigen Wohngebie-
tes gehort einer privaten Rostocker Gesellschatft.

3. PLANUNGSINHALTE
3.1 Artder baulichen Nutzung

Im Ergebnis der unter Pkt. 1.3 genannten Untersuchungen und vorbereitenden Pla-
nungen fir die Umsetzung der geplanten Vorhaben im Bereich der 1. Anderung wur-
de ein stadtebauliches, ein Verkehrs- und ein Grinflachenkonzept entwickelt, dass
die Vorzugsvariante der kiinftigen Entwicklung darstellt. Das stadtebauliche und das
Verkehrskonzept sind insbesondere auch unter Schallschutzaspekten bearbeitet
worden. Zur Umsetzung dieser Konzeption soll die 1. Anderung des Bebauungspla-
nes 01.S0.88 die planungsrechtlichen Voraussetzungen schaffen.

Dabei ist zu beachten, dass die Satzung tiber die 1. Anderung des Bebauungsplanes
Nr. 01.S0.88 nur den innerhalb der Planzeichnung - Teil A - und in der Anlage 2 dar-
gestellten Geltungsbereich umfasst. Fir den Geltungsbereich der 1. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 01.S0.88 werden die Festsetzungen der Ursprungssatzung
durch die Festsetzungen der 1. Anderung vollstandig ersetzt. Dies gilt fir die Plan-
zeichnung -Teil A, den Text - Teil B, die 6rtlichen Bauvorschriften und die Hinweise.
AuRerhalb des Geltungsbereiches der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr.
01.S0.88 gelten die Festsetzungen der Ursprungssatzung weiterhin fort.

Das Konzept der 1. Anderung sieht vor, die Liicke in der Bebauung zwischen Ju-

gendherberge und westlichem Ortsrand durch eine der Umgebung angepasste, vier-
bis finfgeschossige Wohnbebauung mit Stadthdusern zu schlie3en. Zusammen mit
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der benachbarten Sporthalle wird eine neue Raumkante nach Norden gebildet und
ein stadtebaulicher Abschluss fur den Bereich sudlich der Parkstral3e hergestellt. Die
Stadthauser werden als Punkth&user mit ausreichenden FreirAumen dazwischen und
auf Tiefgaragen stehend errichtet. Eine Riegelbebauung wurde in den Vorabstim-
mungen verworfen, um einen aufgelockerten Charakter zu erhalten und das Ortsbild
besser zu bericksichtigen. Ebenso wurde vereinbart, alle Stellplatze unter die Erde
zu bringen, um so begriinte Au3enanlagen fir die Anwohner zur Verfiigung stellen
zu kénnen.

Entsprechend der beabsichtigten Nutzung werden in diesem Teil die Allgemeinen
Wohngebiete (WA 1 und 2) festgesetzt. Die Allgemeinen Wohngebiete dienen ge-
maR 8 4 BauNVO vorwiegend dem Wohnen. Zulassig sind Wohngebaude und die
der Versorgung des Gebiets dienenden Laden, Schank- und Speisewirtschaften so-
wie nicht storende Handwerksbetriebe. Aul3erdem sind kirchliche, kulturelle, soziale,
gesundheitliche oder sportliche Einrichtungen zulassig. Dabei ist jedoch davon aus-
zugehen, dass hier in erster Linie die Wohnfunktionen umgesetzt werden. Die ergan-
zenden Nutzungen grenzen nur den zulassigen Rahmen ab, der grundsatzlich in ei-
nem Allgemeinen Wohngebiet zulassig ist und hier auch grundséatzlich nicht ausge-
schlossen werden soll.

Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe,
Anlagen fur Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen sind auch aus-
nahmsweise nicht zulassig (8 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO). Die stérende Wirkung solcher
Betriebe und Einrichtungen bzw. des damit verbundenen Verkehrs wird als nicht ver-
einbar mit den vorgesehenen Nutzungen beurteilt. Eine Mischung von Beherbergung
und Dauerwohnen soll ebenfalls vermieden werden. Gemaf3 § 1 Abs. 9 BauNVO wird
daher auch zusatzlich bestimmt, dass die Nutzung von Gebauden als Ferienhaus
oder von Wohnungen als Ferienwohnungen unzulassig ist. Damit soll deklaratorisch
verdeutlicht werden, dass angesichts der hohen Anzahl von Ferienwohnungen in
Warnemunde an dieser Stelle keine weiteren Ferienwohnungen zulassig sind.

Der 6stliche Teil des Anderungsgebietes fur die Sporthalle und das Vereinsgebaude
wird entsprechend der Ursprungsplanung als Sonstiges Sondergebiet ,Sport und
Freizeit" (SO) gemal § 11 BauNVO ausgewiesen. Das SO dient der Errichtung einer
Sporthalle, eines Vereinsgebdudes sowie aller dazugehdrigen Nebenanlagen wie
Verkehrsflachen, Pkw-, Bus- und Fahrradstellplatze, Wege und Platze, Anlagen der
Ver- und Entsorgung usw. Die Errichtung von gastronomischen Einrichtungen inner-
halb der 0.g. Gebéaude ist zulassig. Damit ist der mégliche Nutzungsrahmen im SO
klar definiert.

Als Abgrenzung zum Wohngebiet soll westlich des SO beidseitig der kinftigen
Grundsticksgrenze eine breite Heckenanpflanzung erfolgen.

Fur das gesamte Plangebiet gilt der Ausschluss von Einrichtungen und Anlagen fur
die Kleintierhaltung gemanR § 14 BauNVO. Dies zielt auf Tauben-, Hihner- und sons-
tige Gefligelzucht, Bienenhaltung, Pferde- und Schafhaltung usw. sowie die Haltung
von sonstigen Haustieren nach Art oder Anzahl ab, die Gber das in Wohngebieten
ubliche Malf3 hinausgeht. Sie ist aufgrund des Stdrpotenzials und des geplanten Cha-
rakters des Wohngebietes nicht mit den Zielen des Bebauungsplanes vereinbar.
Nicht betroffen davon ist z.B. die Haltung von Hunden, Katzen und sonstigen Klein-
tieren, die typischerweise einer im Rahmen der Wohnnutzung liegenden Freizeitbeta-
tigung dient. Dabei ist jedoch die Errichtung von Hundezwingern nicht gestattet, da
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auch von dieser Art der Tierhaltung in stadtischen Wohngebieten unvereinbare Be-
l&stigungen ausgehen kdnnen.

Zwischen dem Wohngebiet und der Sporthalle liegt eine Gber 30 m breite Griunfla-
che, die u.a. fur einen grof3zugigen Kleinkinderspielplatz fur das Wohngebiet genutzt
und intensiv bepflanzt werden soll. Dadurch entsteht eine Pufferzone zwischen den
larmintensiveren, sportlichen Nutzungen und den zu schitzenden Wohnnutzungen.

Zur Umsetzung der o.g. stadtebaulichen Ziele wird hinsichtlich des Schallschutzes
fur das Wohngebiet auf passive Schutzmaflinahmen an den Aul3enbauteilen der Ge-
baude bzw. auf larmabgewandte Raumorientierung abgestellt. Zum aktiven Schall-
schutz ware es z.B. erforderlich, an der Parkstral3e eine 10,5 m (!) hohe Schall-
schutzwand zu errichten, um eine Reduzierung der LaArmimmissionen zu erzielen.
Die Orientierungswerte wirden aber immer noch um bis zu 2 dB(A) Uberschritten.
Durch eine 4,0 m hohe Larmschutzwand wirden sich die Immissionen nur im EG
und 1. OG reduzieren. Auch mit einer sehr hohen Larmschutzwand ist also keine
Einhaltung der Orientierungswerte méglich ist und die Kosten sind unverhaltnismaliig
zur erreichbaren Larmminderung. Aul3erdem ware die Bebaubarkeit des Grund-
stiicks erheblich eingeschrankt, da die Larmschutzwand innerhalb der WA-Flachen
errichtet werden musste. Dabei wéaren die einzuhaltenden Abstandsflachen sowie
u.a. auch das Leitungsrecht fir eine Gasleitung im Norden der WA-Flachen zu be-
achten. Abgesehen davon wirde das Ortsbild Warnemiindes am Ortseingang erheb-
lich leiden. Die Herstellung der Raumkante nach Norden sowie die Einhaltung der
Bauflucht wiirden konterkariert werden.

Zum Schutz vor Sportlarm sollen die suddéstlichen Gebaude im WA 2 z.B. durch ver-
glaste Vorbauten geschitzt werden.

Detaillierte Ausfihrungen zu den erforderlichen Schallschutzmal3Bhahmen erfolgen im
Kap. 3.6.

Der Deutsche Wetterdienst stimmt den Planungen zu, eine gegenseitige Beeinflus-
sung zwischen Wohngebiet und Wetterradar auf dem Turm der Jugendherberge ist
nicht zu erwarten.

3.2 Sonstige Nutzungsarten von Flachen

Im westlichen Teil des Plangebietes der 1. Anderung befindet sich die Endbushalte-
stelle und die fur Gelenkbusse ausgelegte Wendeanlage. Hier ist eine Neugestaltung
der StraRenfihrung und der Haltestellen vorgesehen. Im Zentrum der Wendeanlage
sind Pkw-Stellplatze fur die Jugendherberge und nérdlich der Jugendherberge eine
Zufahrt zu dieser und zum Wohngebiet sowie zu den Kleingérten zu schaffen.

Als weitere Nutzungen befinden sich Flachen fur Versorgungsanlagen im Plangebiet
mit einem vorhandenen Trafo im Sudwesten und einem geplanten Abwasserpump-
werk im Norden an der Parkstral3e.

3.3 Mal der baulichen Nutzung

Die Festsetzungen zum MaR der baulichen Nutzung orientieren sich an der in der
Parkstral3e vorhandenen und an der geplanten Bebauung innerhalb der Anderungs-
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flachen. Entsprechend der o.g. Zielstellungen wird fir das Wohngebiet bewusst eine
verdichtete, stadtische Bebauung angestrebt mit dem Ziel, eine gréRere Anzahl von
Dauerwohnungen in attraktiver Lage zu schaffen. Eine Bebauung mit z.B. Einfamili-
enhausern wirde den stadtebaulichen Zielstellungen in diesem Gebiet nicht gerecht.
So sollen hier etwa 140 — 145 Wohneinheiten in 10 Gebauden entstehen kdnnen.
Dabei sind nach dem derzeitigen Konzept im WA 1 ca. 55 — 57 Mietwohnungen und
im WA 2 ca. 85 — 88 Eigentumswohnungen vorgesehen.

Die Jugendherberge weist im Bestand vier Vollgeschosse auf, wobei das oberste
Vollgeschoss als Staffelgeschoss zurtickspringt. Daran orientiert sich auch die neue,
benachbarte Bebauung. Es ist vorgesehen, die Stadthauser als Mehrfamilienhauser
in vier- bis funf- (IV - V-) geschossiger Bauweise zu errichten, wobei das vierte Voll-
geschoss als Staffelgeschoss zuriickspringt und ein finftes Vollgeschoss, das nur in
der zweiten Reihe der Bebauung im Ostlichen Teilgebiet WA 2 zul&ssig ist, nochmals
als Staffelgeschoss zurlckspringt. Als Staffelgeschoss wird ein Geschoss definiert,
das an mindestens 3 Gebaudeseiten tUber mind. 2/3 der jeweiligen Seitenlange um
mindestens 1,5 m gegeniuber den AuRenwanden des darunter liegenden Geschos-
ses zurlickspringt. In Richtung Parkstral3e soll bei allen Gebauden ein Ricksprung
erfolgen. Die durch den Ricksprung entstehenden Dachflachen tGber dem 3. Vollge-
schoss bei 4 zulassigen Geschossen und uber dem 3. und 4. Vollgeschoss bei 5 zu-
lassigen Geschossen kdnnen als Dachterrassen ausgebildet werden.

Die kinftige Bebauung soll mindestens dreigeschossig erfolgen, um dem stadtebau-
lichen Leitbild gerecht zu werden.

Durch die Staffelgeschosse sowie Erker und Balkone, eine unterschiedliche Fassa-
dengestaltung und eine unterschiedliche Stellung der Baukorper wird trotz stadti-
scher Dichte eine aufgelockerte Bauweise erreicht.

Die zulassige Firsthéhe liegt im WA 1 bei max. 15,80 m G.HN (also Uber dem Mee-
resspiegel) bei vier Geschossen. Dies entspricht bei einer aus Grinden des Hoch-
wasserschutzes herzustellenden Gelandehéhe von mind. 2,65 m t. HN einer zulés-
sigen Gebaudehdhe von 13,15 m.

Durch ein zusatzliches Staffelgeschoss darf die Hohe von 18,80 m U.HN (entspricht
max. 16,15 m Uber Gelande) bei fiinf Vollgeschossen nicht tberschritten werden.
Sollten nur drei Vollgeschosse realisiert werden, gilt eine zuldassige max. Hohe von
13,30 m U.HN (entspricht 10,65 m tUber Gelande).

Die zulassigen Firsthohen durfen fur technische Aufbauten (Schornstein, Luftung,
Aufzug, Lichtkuppel, nicht aufgestanderte Solaranlagen) um max. 1,5 m uberschrit-
ten werden.

Die Sockelhdhe darf max. 0,50 m betragen.

Fur die festgesetzten Sockel- und Firsthéhen gilt als Bezugspunkt die absolute Hohe
Uber HN.

Der durch die Gelandeanfillung in den WA fir den Hochwasserschutz bedingte
Hohenunterschied zu benachbarten Flurstiicken ist durch begrinte B&schungen
auszugleichen. Erdwalle héher als 0,5 m sind unzulassig.

Die Grundflachenzahl im WA 1 betragt 0,4, die Geschossflachenzahl 1,3 und be-
ricksichtigt damit das verdichtete, stadtische Umfeld. Im WA 2 liegt die GRZ eben-
falls bei 0,4. Fur die GFZ erfolgt ebenfalls eine leichte Uberschreitung des nach § 17
BauNVO zulassigen Mal3es von 1,2 auf 1,4 aus besonderen stadtebaulichen Grin-
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den. Diese liegen darin begriindet, ein stadtebauliches Konzept umzusetzen, das
durch die dreigeschossige Bebauung zuziglich eines bzw. zweier Staffelgeschosse
einer stadtischen Bebauung gerecht wird, die eine hohe Anzahl von Dauerwohnun-
gen in dieser besonders hochwertigen Lage schafft. Die Uberschreitung der GFZ
wird durch die Herstellung von Tiefgaragen und die Anlage von Grunflachen anstelle
von Stellplatzen ausgeglichen, so dass die gesunden Wohnverhéltnisse gewahrt und
nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt vermieden werden.

Innerhalb der WA 1 und 2 darf die zulassige Grundflache gemalR § 19 Abs. 4
BauNVO fur Tiefgaragen bis zu einer Grundflachenzahl (GRZ) von max. 0,8 uber-
schritten werden. Dadurch wird es ermdglicht, die gesamten Pkw-Stellflachen und
Nebenanlagen, wie z.B. Raume fiir Abfallbehalter, unterirdisch in Tiefgaragen zu er-
richten. Dies war eine stadtebauliche Zielstellung, die zu einer erheblichen Aufwer-
tung des Wohngebietes fiihrt. Innerhalb der unterirdischen Gebaudeflachen kénnen
in den WA aulRerdem Regen- und Loschwasserzisternen sowie AbstellrAume unter-
gebracht werden. Die Errichtung von Tiefgaragen bietet sich auf3erdem aufgrund der
herzustellenden Geldndeoberflache von mind. 2,65 m 0.HN an. Sie umfassen zudem
einen Bereich, der bereits intensiv bebaut war. Die Tiefgaragen sind als durchgehen-
de Anlage unter den Hochbauten geplant und au3erhalb der Gebaude vollstandig mit
Mutterboden zu tUberdecken und zu begrinen.

Das Sondergebiet ,Sport und Freizeit* wurde auf die geplanten Gebaudedimensio-
nen einer Sporthalle sowie eines Vereinsgebaudes zugeschnitten. Fur die Sporthalle
ist eine Grundflache von max. 3.200 m?, fir das Vereinsgeb&dude von max. 1.000 m?
zuldssig. Dies entspricht einer maximal mdglichen GRZ fiur die Gebaude von 0,37.
Dabei darf die zulassige Grundflache gemal 8 19 Abs. 4 BauNVO fir Zufahrten,
Stellplatze und Nebenanlagen bis zu einer Grundflachenzahl von max. 0,9 Uber-
schritten werden. Damit werden die umfangreichen Aul3enanlagen des Sporthallen-
gelandes bertcksichtigt, die aus Zufahrten, Stellplatzen, Fahrrad-Stellplatzen, Geh-
wegen und Platzen bestehen. Zusatzliche Grunflachen wurden dem WA-Gebiet
Ubertragen, so dass fur das SO-Gebiet im Anderungsbereich im Wesentlichen die
bebauten Flachen bleiben. Daher ist fir die GRZ eine hohe Ausnutzung von 0,9 er-
forderlich.

Grunflachen innerhalb des SO werden voraussichtlich v.a. nérdlich und westlich der
Sporthalle liegen. Als westlicher Abschluss ist eine Hecke geplant.

Die Firsthohe fur die geplante, eingeschossige Sporthalle liegt bei max. 12,5 m, fur
das eingeschossige Vereinsgebaude bei max. 6,5 m tGber HN.

3.4 Bauweise, Uiberbaubare Grundstlucksflachen

Fur die Wohngebiete gilt die offene Bauweise, in der nach § 22 BauNVO Gebaude
mit seitlichem Grenzabstand bis max. 50 m Lange errichtet werden darfen. Um die
Umsetzung des stadtebaulichen Konzepts zu gewéahrleisten, sind allerdings kleintei-
lige Baugrenzen ausgewiesen worden, aus denen die Stellung der Stadthéauser her-
vorgeht. Die Tiefgaragen, die durch eine unterirdische Baugrenze begrenzt sind, dur-
fen eine grol3ere Lange als 50 m haben, da sie im Komplex unter den Geb&uden er-
richtet werden sollen.

Im Sondergebiet ,Sport und Freizeit* sind bei abweichender Bauweise Geb&audelan-
gen uber 50 m zulassig. Diese Festsetzung wird dem Zweck der Vorhaben gerecht.
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Durch die festgesetzten Baulinien und Baugrenzen soll die Umsetzung des erlauter-
ten stadtebaulichen Konzeptes unterstiitzt werden. Die Baugrenzen im Sondergebiet
~Sport und Freizeit* wurden auf die geplanten Gebaudedimensionen der Sporthalle
sowie auf das Vereinsgebaude zugeschnitten.

Die festgesetzten Baulinien in den WA sollen gewahrleisten, dass sudlich der Park-
stral3e eine einheitliche Geb&udeflucht entsteht, die sich an den vorhandenen Wohn-
gebauden 6stlich des Plangebietes orientiert. Die Baulinien gelten nur fir die ersten
drei Vollgeschosse. Im vierten und funften Vollgeschoss gilt statt der Baulinie eine
Baugrenze. Damit soll die o.g. Differenzierung der Gebaudekomplexe durch Staffel-
geschosse unterstitzt werden. Gebaudeteile wie Erker, Balkone, Terrassen, verglas-
te oder aufgestanderte Balkone, Vordacher, Wintergarten und Loggien dirfen die
festgesetzten Baugrenzen bzw. Baulinien jeweils um max. 1,60 m auf max. 1/3 der
jeweiligen Fassadenlange im Norden, auf max. 50 % der jeweiligen Fassadenlange
im Osten und Westen und auf max. 2/3 der jeweiligen Fassadenlange im Siden
Uberragen. Aus Larmschutzgriinden darf eine Uberschreitung durch verschiebbare
Glaselemente an der Ostseite der beiden Gebaude mit besonderen Schallschutz-
malinahmen entsprechend der textlichen Festsetzung 9.3 mehr als 2/3 der jeweiligen
Fassadenlange betragen (vgl. 8 23 Abs. 2 Satz 2 u. 3 sowie Abs. 3 Satz 2 u. 3
BauNVO).

Fur die Tiefgaragen wurden ebenfalls Uberbaubare Grundsticksflachen ausgewie-
sen, die die WA 1 und 2 insgesamt umfassen. Auch diese Festsetzung dient der o.g.
Umsetzung des stadtebaulichen Konzepts bei Errichtung von zusammenhé&ngenden
Tiefgaragen (vgl. Pkt. 3.3).

Die Errichtung von sonstigen Stellplatzen, Carports, Garagen und Nebengebauden
gemal § 14 Abs. 1 Satz 1 BauNVO ist in den WA 1 und WA 2 unzul&ssig. Damit sol-
len die Aul3enbereiche von Garagen, Schuppen o.a. freigehalten werden. Die not-
wendigen AbstellrAume usw. sollen in den Tiefgaragen untergebracht werden. Luf-
tungsschachte von Tiefgaragen und sonstige untergeordnete Nebenanlagen sind
gemald 8§ 14 Abs. 1 Satz 1 BauNVO auch aulR3erhalb der festgesetzten Baugrenzen
zulassig (8 23 Abs. 5 BauNVO). Kleinwindkraftanlagen sind in den WA 1 und 2 auch
ausnahmsweise unzulassig. Durch den bewusst gewahlten, allgemeinen Ausschluss
von Kleinwindkraftanlagen sind sowohl Anlagen auf Dachern, auf Masten sowie auf
dem Erdboden oder andere Kleinwindkraftanlagen unzuldssig. Aufgrund des ange-
strebten hochwertigen Charakters des Wohngebietes soll ein mdglichst stérungsfrei-
es Umfeld fir die Bewohner geschaffen werden. Dieses betrifft sowohl die zu be-
furchtenden visuellen als auch die akustischen Beeintrachtigungen durch solche An-
lagen.

Die Anlagen zur Ver- und Entsorgung nach § 14 Abs. 2 BauNVO sind ausnahmswei-
se zulassig.

3.5 VerkehrserschlieBung

Kfz-Verkehr:

Die ErschlieBung des Wohngebietes erfolgt Uber die offentliche Zufahrt zum Strand-
parkplatz (Planstral3e A). Von dieser soll die neue, 6ffentliche Zufahrt an der Ju-
gendherberge vorbei zum Wohngebiet fihren und zur Kleingartenanlage sudlich des
Plangebietes abzweigen. Der rechtskaftige B-Plan 01.S0.88 weist bereits seit 1997
die Planstral3e B aus, die direkt vor der Jugendherberge zu dem damals geplanten
Sport- und Freizeitzentrum bzw. Sporthotel und als 6ffentliche RingstraRe wieder zur
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Parkstral3e verlauft. Die dort festgesetzte Verkehrsraumbreite betragt 15,5 m, darin
ist die Busspur ebenfalls enthalten. Im Vergleich zur bereits rechtskréaftigen Planung
ergeben sich daher keine grundsatzlichen Anderungen in der Verkehrsfiihrung. Es
wird im Gegenteil ein zusatzlicher FuBweg in der konkretisierten Erschlieliungspla-
nung vor der Jugendherberge ausgewiesen, um einen Sicherheitsabstand zur Stral3e
zu erhalten. Zur Ermdglichung der Zufahrt ist eine Umgestaltung der Buswendeanla-
ge vorgesehen.

Die innere ErschlieBung des Wohngebietes (Planstral3e B) ist als private Verkehrs-
anlage konzipiert. Offentlicher Verkehr ist hier nicht vorgesehen. Die Festsetzung als
private Verkehrsflache erfolgt aus dem Grund, den o6ffentlichen Verkehr, moglicher-
weise Parkplatzsuchverkehr im Zusammenhang mit dem Strandparkplatz, aus dem
Wohngebiet heraus zu halten. Damit ware eine unangemessene Belastung des
Wohngebietes und der benachbarten Kleingartenanlage verbunden.

Es ist die Errichtung einer verkehrsberuhigten Mischverkehrsflache fiir das Wohnge-
biet vorgesehen. Diese soll aus Larmschutzgrinden in Asphaltbauweise gestaltet
werden. Somit ergibt sich der maximal Larmschutz fir das Wohngebiet, die Jugend-
herberge und die benachbarte Kleingartenanlage.

Separate FuRwege fuhren von der Buswendeschleife beidseitig bis in den privaten
Teil der ErschlieRung hinein bzw. sudlich bis zur Zuwegung zur Kleingartenanlage. In
der Mischverkehrsflache ist kein separater Ful3weg vorgesehen, denn innerhalb des
WA 1 und 2 ist die Anlage eines zentralen Fulwegesystems zwischen den Baufel-
dern geplant, dass seine Anbindung im Westen an die Buswendeanlage und im Nor-
den an den neu zu errichtenden Ful3weg sudlich der Parkstral3e findet.

Zwecks Erschliel3ung fur Millfahrzeuge und Medien wird ein Geh-, Fahr- und Lei-
tungsrecht festgesetzt. Die PlanstralRe B mindet in einem nach RASt 06 — Bild 59
ausgelegten Wendehammer fir 3-achsige Millfahrzeuge. Die Verwendung dieser
Wendeanlage wurde mit der Abfallbehérde abgestimmit.

Die Zufahrt zur Kleingartenanlage tber die Grunflache wird ebenfalls durch ein Geh-,
Fahr- und Leitungsrecht gesichert.

Die ErschlielBung der Sportstéatten erfolgt zweckgebunden ebenfalls nicht als 6ffentli-
che Verkehrsflache, sondern im Bereich der vorhandenen Zufahrt als Grundsticks-
zufahrt innerhalb des Sondergebietes.

An der Fahrbahn der Parkstral3e werden keine Veranderungen vorgenommen. Zu-
fahrten aufRerhalb der Genannten werden — mit Ausnahme einer Zufahrt zum Ab-
wasserpumpwerk — unterbunden.

Ruhender Verkehr:

Die benotigten Stellplatze sind entsprechend dem gultigen Stellplatzschlissel der
Stellplatzsatzung der Hansestadt Rostock herzustellen. In den Baufeldern ist ein
adaquates Stellplatzangebot entsprechend der quantitativen Vorgaben der sich an-
siedelnden Nutzungen bzw. der Anzahl der Wohnungen zu schaffen.

Der Stellplatzbedarf in den WA ist durch die Errichtung von Garagengeschossen ab-
zudecken, die Kellergeschosse im Sinne der LBauO M-V sind (Tiefgaragen). Sonsti-
ge Stellplatze, Garagen oder Carports sind in den WA unzuldssig. Damit soll das
Wohngebiet von grof3en Stellplatzarealen oder ebenerdigen Garagengeschossen
freigehalten und Grianflachen sollen zwischen den Geb&uden realisiert werden. Tief-
garagen sind dartber hinaus stadtebaulich winschenswert, um eine héhere Frei-
raumqualitat zu erzielen. Sie sind innerhalb der tUberbaubaren Grundstticksflachen
der unterirdischen Baugrenzen zuléssig. Die Tiefgaragenlosung fuhrt dazu, dass eine

18



Hansestadt Rostock - 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 01.50.88

stadtebauliche und landschaftsplanerische Aufwertung des Gebietes erreicht wird, da
weniger Flachen fir oberirdische Stellplatze versiegelt werden. Auf3erdem kdnnen
die Immissionen durch die Kfz im Wohngebiet deutlich gemindert werden.

Am Ende der privaten Planstral3e B ist die Errichtung von Besucherstellplatzen fur
das Wohngebiet geplant.

Fur die Sporthalle und das Vereinsgebaude wurde ein Stellplatzbedarf von ca. 90
Pkw-Stellplatzen, drei Behinderten-Stellplatzen, zwei Bus-Stellplatzen sowie Fahr-
rad-Stellplatzen ermittelt, die im Plangebiet innerhalb der Flachen fiir Nebenanlagen
untergebracht werden. Die Stellplatze sollen im Bereich der Zufahrt sowie zwischen
den Gebauden angeordnet werden, ausreichende Wendeanlagen, auch fur Versor-
gungsfahrzeuge, sind herzustellen.

Innerhalb der Buswendeschleife sind nach gegenwartiger ErschlielBungsplanung 32
Stellplatze fur die Jugendherberge vorgesehen, wodurch sich deren Stellplatzsituati-
on im Vergleich zu heute verbessert.

OPNV:

Es besteht eine sehr gute ErschlieBungsqualitat fir den OPNV (vgl. Kap. 2.2.3).

Aus der Umgestaltung der Buswendeschleife ergeben sich keine Anderungen im
OPNV-Netz. Durch die Umgestaltung der jetzigen Buswendeschleife erfolgt eine
bessere Anordnung der Bushaltestellen sowie eine bessere Flachenausnutzung fur
die Anlage von Stellplatzen fur die Jugendherberge.

Ful3- und Radwege:

Die Erschlielfung des Wohngebietes erfolgt Uber private innere Wege zwischen den
Stadthausern, die an den neuen Ful3weg sudlich der Parkstral3e und an die Buswen-
deschleife angeschlossen werden. Dadurch, dass die Stellplatze unter der Erde an-
geordnet sind, ergibt sich ein groR3zugiger Gestaltungsspielraum. Ein durchgehender
FuRweg zu den Sportstatten wurde diskutiert, lasst sich jedoch aufgrund der geplan-
ten Abgeschlossenheit des Sportgelandes nicht realisieren. Stattdessen wird der o0.g.
neue Gehweg auf der Sudseite der Parkstral3e errichtet, der vom grof3en Strand-
parkplatz, an der Bushaltestelle vorbei bis zu den Sportanlagen fuhren und dort an
den vorhandenen Gehweg in Richtung Zentrum anschliel3en soll. Damit wird das
FuRwegenetz sudlich der Parkstral3e geschlossen und deutlich verbessert.

Von der PlanstralRe B aus fuhrt aul3erdem ein separater FuRweg entlang der Ostsei-
te der Buswendeschleife zur Parkstral3e. Der Fulweg vor der Jugendherberge soll
bis zur Anbindung der Kleingartenanlage sudlich der Planstrale B weiter gefuhrt
werden, um deren ful3laufige Anbindung optimal herzustellen.

3.6 Immissionsschutz

Zur 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 01.S0.88 hat die TUV-Nord Umwelt-
schutz GmbH Rostock eine schalltechnische Untersuchung vom 03.07.2012 - er-
ganzt am 19.07.2012 - angefertigt, in der die Auswirkungen des Stral3enverkehrs von
der ParkstralRe, der Buswendeschleife, des Strandparkplatzes sowie der Sportstatten
auf die geplante Wohnbebauung untersucht wurden. Die Untersuchung wurde im
Ergebnis der Behodrdenbeteiligung und der Abstimmungen zum Immissionsschutz
dreimal erganzt. Die 1. Ergdnzung vom 11.02.2013 beinhaltet eine Konkretisierung
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der Angaben zum Sportbetrieb sowie die Aufnahme eines zusatzlichen Immission-
sortes an der Sudfassade des vorhandenen Wohngebaudes Parkstral3e Nr. 43.

Die 2. Erganzung vom 11.03.2013 berlcksichtigt die innerhalb der neu geplanten
Buswendeanlage ausgewiesenen Parkplatze der Jugendherberge usw. als gewerbli-
che Larmemission. AulBerdem wurde aufgrund der Verschiebung der Planstrale B
und der geplanten Asphaltbauweise eine Neuberechnung der Larmpegelbereiche
durchgefuhrt.

Die 3. Erganzung vom 21.06.2013 untersucht auf Anregung der Jugendherberge die
von der Jugendherberge ausgehenden, mdglichen Gerauschimmissionen auf das
neu in der Nachbarschaft geplante Wohngebiet.

Die schalltechnische Untersuchung und die Ergdnzungen sind als Anlage zum Be-
bauungsplan im Amt fur Stadtentwicklung, Stadtplanung und Wirtschaft einzusehen.

Im Ergebnis wurde festgestellt, dass durch den Kfz-Verkehr v.a. auf der Parkstral3e/
L 12 sowie in geringerem Umfang auf den PlanstraRen A (Buswendeschleife) und B
die Orientierungswerte fur Allgemeine Wohngebiete im gesamten Plangebiet tber-
schritten werden. Nach der DIN 18005 sind bis zu 55 dB(A) tags, 45 dB(A) nachts bei
Verkehrslarm und 40 dB(A) nachts bei Gewerbelarm in Allgemeinen Wohngebieten
als Orientierungswerte zulassig. Die Stral3enverkehrsgerduschimmissionen im Plan-
gebiet erreichen Beurteilungspegel von 57 bis 64 dB(A) tags und von 48 bis 54 dB(A)
nachts. Die Orientierungswerte fur Allgemeine Wohngebiet werden also um bis zu 9
dB(A) Uberschritten.

Dementsprechend wurden Larmpegelbereiche im Entwurf der 1. Anderung ausge-
wiesen. Im Ergebnis der o.g. Beratungen erfolgte daraufhin eine Verschiebung der
Baufelder in den WA um ca. 3,3 m nach Suden, um die Nordfassaden der Wohnge-
baude sudlich der Parkstrafl3e und v.a. die Aul3enwohnbereiche aus dem LPB IV her-
aus in den LPB Il zu verschieben. Aufgrund der besonderen stadtebaulichen Situati-
on des geplanten Wohngebietes in naher Strandlage, als verdichtetes stadtisches
Wohngebiet in hoher stadtebaulicher und architektonischer Qualitat und unter Be-
ricksichtigung des vorhandenen Umfeldes wird keine Festsetzung getroffen, Au-
Renwohnbereiche wie Balkone und Terrassen innerhalb der LPB IIl oder IV nur an
larmabgewandten Geb&udeseiten anzuordnen. Das wirde dem stadtebaulichen
Qualitatsanspruch widersprechen, z.B. Balkone in Richtung See fur die Wohnungen
zu realisieren.

Durch die geplante Asphaltierung der PlanstraRe B (statt Pflasterung) und die Aus-
weisung als verkehrsberuhigter Bereich werden die Orientierungswerte fur Kleingar-
tenanlagen an der Nordfassade der nordlichsten Gebaude von 55 dB(A) tags und
nachts entsprechend der 2. Ergdnzung des Schallgutachtens vom 11.03.2013 mit 55
dB(A) tags und 46 dB(A) nachts eingehalten.

An dem Gebéaude der Jugendherberge fiihrt die Planstral3e B zu keiner wesentlichen
Erh6hung der LArmimmission. Prognostisch ist mit einer Zunahme um ca. 1 dB(A) zu
rechnen. Das zeigen schon die Emissionspegel (Lme) auf den beiden unmittelbar
angrenzenden Fahrspuren. Diese setzten sich aus dem Busverkehr (52/ 46 dB(A)
Tag/ Nacht), der jetzt schon besteht, und der neuen Planstral3e B (47/ 38 dB(A) Tag/
Nacht) zusammen. Der sich daraus ergebene Emissionspegel auf dem Stral3enab-
schnitt vor der Jugendherberge erhdht sich auch nur um 1,2 dB(A).

Insgesamt wurden fur die Verkehrslarmimmissionen an der Nordseite der Jugend-
herberge nach Umsetzung der Planung ein Beurteilungspegel von 58/ 50 dB(A) Tag/
Nacht ermittelt. Diese Werte erfordern keinen auf3ergewohnlichen baulichen Schall-
schutz, zumal die Jugendherberge in einem SO ,Sport- und Freizeit” liegt, in dem mit
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einer hoheren Larmbelastung als in einem Wohn- oder Mischgebiet zu rechnen ist.
Das ist bei der Dimensionierung des baulichen Schallschutzes ebenfalls zu beach-
ten.

Die Larmimmissionen, die auf die Jugendherberge einwirken, werden im Wesentli-
chen durch die bestehende Buswendeschleife und die Zufahrt zum o6ffentlichen
Strandparkplatz bestimmt und nicht durch den zuséatzlichen Verkehr zum geplanten
Wohngebiet.

Die Anregung zur Betrachtung der Jugendherberge als Emissionsquelle wurde be-
achtet und das Schallgutachten um die diesbezlgliche, o0.g. 3. Erganzung erweitert.
Aus der ,3. Ergdnzung zur Schalltechnischen Untersuchung fur den Bebauungsplan
Nr. 01.S0.88 der Hansestadt Rostock* (TUV Nord, vom 21.06.2013) geht hervor,
dass sich unter Berlcksichtigung aller Emissionsquellen der Jugendherberge (Ver-
halten der Gaste im Freien) keine Anderung der Larmpegelbereiche fir das Wohn-
gebiet ergibt. Es ergeben sich keine erheblichen Auswirkungen auf das Wohnen im
Plangebiet. Das setzt voraus, dass die Gaste im Freien ,normal® kommunizieren und
sich so verhalten. Die Orientierungswerte werden tags um 10 dB(A) und nachts um 3
dB(A) unterschritten.

Zwar ist eine Uberschreitung der nachtlichen Beurteilungspegel fir WA im Nachtzeit-
raum um 1,3 dB(A) am aul3ersten sudwestlichen Punkt des sidwestlichen Baufeldes
der Wohnbebauung im WA 1 errechnet worden, allerdings kann diese geringe Uber-
schreitung als zumutbar bezeichnet werden, da diese sich bei Betrachtung aller ,ge-
werblichen* Larmquellen ergibt, zu denen neben den verhaltensbedingten Gerau-
schen der Jugendherberge auch die Stellplatze zahlen.

Weiterhin ist zu beachten, dass eine grundsatzliche Nachtruhe in der Jugendherber-
ge ab 22.00 Uhr gilt, die Berechnung auch fur die lauteste Nachtstunde bis 23 Uhr
mit 15 Personen vor und hinter dem Gebaude erfolgte und sich insgesamt keine ge-
anderten Larmpegelbereiche fur die WA ergeben. Die betrachteten Gerauschemissi-
onen beziehen sich auf Kommunikationsgerausche anwesender Personen im Au-
Renbereich der Jugendherberge. Tagsuber werden max. 52 dB(A) erreicht und die
Orientierungswerte fur Allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) damit eingehalten.
Nachts werden max. 41 dB(A) an dem einzigen betroffenen, o0.g. Immissionsort er-
reicht und damit die Orientierungswerte von 40 dB(A) (,Gewerbelarm“) um mégliche
1 dB(A) tberschritten.

Die Betrachtung der Gerauschspitzen, hervorgerufen durch lautes Rufen am nachst-
gelegenen Emissionsort der Jugendherberge, erfolgte bereits in der Schalltechni-
schen Untersuchung vom 3.7.2012. Uberschreitungen des Spitzenpegelkriteriums
konnten dabei nicht festgestellt werden.

Die Gerduschimmissionen der Sportanlagen Uberschreiten die Immissionsrichtwerte
der 18. Bundes-Immissionsschutz-Verordnung (BImSchV) fur die heranriickende
Wohnbebauung. Die Reduzierung moglicher LArmemissionen der Sportstatten auf
die Wohngebiete wurden im Rahmen der Behdrdenbeteiligung und nachfolgender
Abstimmungen mit dem Amt fur Umweltschutz sowie mit den Sportvereinen, dem
Amt far Schule und Sport sowie dem KOE (Eigenbetrieb Kommunal Objektbewirt-
schaftung und -entwicklung) beraten. Es wurden organisatorische MalRnahmen dis-
kutiert wie z.B. eine Beschrankung der Nutzungsintensitat und der Beschallungsan-
lagen des Stadions. Diese Forderung entsteht durch das geplante Wohngebiet nicht
neu, sondern folgt bereits aus der bestehenden Wohnnutzung und der 18. BImSchV.
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Einschrankungen der Nutzungsintensitat der Sportanlagen zwecks Reduzierung der
Schallemissionen auf das Wohngebiet sind jedoch nicht beabsichtigt. Dies wirde
dem Nutzungszweck der z.T. neu geschaffenen Anlagen widersprechen. Zwar kann
der Sportbetrieb darauf achten, dass zunéchst der dstliche, von der Wohnbebauung
weiter entfernte Trainingsplatz belegt wird, allerdings lasst sich daraus kein Rechts-
anspruch ableiten.

Die 1. Erganzung vom 11.02.2013 beinhaltet eine Konkretisierung der Angaben zum
Sportbetrieb. Demnach erfolgen keine Beschallung sowie kein Schiedsrichterbetrieb
wahrend des Schulsports, des FuR3balltrainings und wahrend des American-Football-
Trainings. Aul3erdem ist wahrend des Ful3ballspiels im Sportstadion innerhalb der
Ruhezeiten an Sonntagen keine Beschallungsanlage in Betrieb.

Dadurch reduzieren sich die in der Untersuchung vom 03.07.2012 ermittelten Ge-
rauschimmissionen im Wohngebiet.

Folgende Aussagen werden in der 1. Erganzung der schalltechnischen Untersu-
chung getroffen:

An Werktagen werden durch die Sportanlagen aufRerhalb der Ruhezeiten Beurtei-
lungspegel von 35 bis 49 dB(A) an den betrachteten Immissionsorten (10 1 - 4 inner-
halb der WA, 10 5 Jugendherberge, 10 6 nordéstliches Kleingartenhaus, 10 7 West-
seite Wohnhaus ParkstralRe 43, 10 8 Sudseite Wohnhaus Parkstral3e 43) erzeugt.
Damit wird der Immissionsrichtwert fir Allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) einge-
halten.

Innerhalb der Ruhezeiten werden an Werktagen Beurteilungspegel zwischen 38 und
51 dB(A) an den betrachteten Immissionsorten erzeugt. Damit wird der Immissions-
richtwert fur Allgemeine Wohngebiete in Ruhezeiten von 50 dB(A) am Uberwiegen-
den Teil der Immissionsorte eingehalten. Am 10 4 (= Sudostecke des suddstlichen
Baufeldes im WA 2) ergibt sich eine leichte Uberschreitung von 1 dB(A), die sich je-
doch auf das dritte und vierte Obergeschoss beschrankt. Immissionsbestimmend
sind die Gerausche der Spieler auf dem westlichen Kunstrasenplatz sowie die Be-
triebsgerausche auf den geplanten Kfz-Stellplatzflachen im SO Sport und Freizeit.

An Sonntagen liegen die Beurteilungspegel aul3erhalb der Ruhezeiten zwischen 46
und 59 dB(A). Damit wird der Immissionsrichtwert fur Allgemeine Wohngebiete am
uberwiegenden Teil der Immissionsorte eingehalten. Die Uberschreitung von 4 dB(A)
ergibt sich an der bestehenden Wohnbebauung. Diese wird maf3geblich durch den
Betrieb der Beschallungsanlage wéahrend des American Football-Spiels verursacht.
Wird die Schallemission der Beschallungsanlage beschréankt, ist eine Uberschreitung
des Immissionsrichtwertes vermeidbar.

Innerhalb der Ruhezeiten an Sonntagen liegen die Beurteilungspegel zwischen 44
und 58 dB(A). Der Immissionsrichtwert von 50 dB(A) kann nicht an allen Punkten des
geplanten Wohngebietes eingehalten werden. Am hdochsten sind die Uberschreitun-
gen in der Nahe der Kunstrasenplatze mit bis zu 6 dB(A). Dies wird insbesondere
durch die Schiedsrichterpfiffe verursacht. Ahnlich hoch ist die Uberschreitung im be-
stehenden Wohngebiet mit bis zu 8 dB(A), die aber durch die Nutzung des Sportsta-
tions (Zuschauer und Schiedsrichter) verursacht wird. In den nachsten Jahren ist ei-
ne Rekonstruktion des Sportstations geplant, bei der diese Ergebnisse zu bertck-
sichtigen sind.

Bezuglich des Sportlarms sind im B-Plan-Gebiet fir die beiden stdostlichen Baufel-
der im WA 2 zusatzliche SchallschutzmalRnahmen erforderlich (s.u.).
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Der Betrieb der Sporthalle erhdht bei der 6stlich bestehenden Bebauung an der
Parkstral3e sonntags durch die Zufahrt und die Stellplatze die Larmimmissionen ge-
ringfligig um 1 dB(A) und werktags um bis zu 3 dB(A). Werktags werden aber die
Immissionsrichtwerte nicht Gberschritten. Zusammengefasst wird beurteilt, dass kei-
ne unzumutbaren Larmeinwirkungen auf das unmittelbar neben der Zufahrt gelegene
Wohngrundstiick entstehen.

Entsprechend den Ergebnissen der schalltechnischen Untersuchung und der 2 Er-
ganzungen wurden im Geltungsbereich Larmpegelbereiche (LPB) ausgewiesen. Der
nordliche Teil der Wohnbebauung in der ersten Reihe an der Parkstra3e sowie der
nordliche Bereich der Sporthallen-Bauflache liegen innerhalb des Larmpegelberei-
ches (LPB) Ill. Der LPB IV betrifft durch die 0.g. Verschiebung der Baufelder in den
WA nach Suden nur noch die nordwestliche Gebaudekante des nordwestlichen
Wohngebaudes.

Der zentrale Bereich des Plangebietes liegt im LPB 1.

Zum aktiven Schallschutz ware es z.B. erforderlich, an der Parkstral3e eine 10,5 m (!)
hohe Schallschutzwand zu errichten, um eine Reduzierung der LA&rmimmissionen zu
erzielen. Die Orientierungswerte wirden aber immer noch um bis zu 2 dB(A) Uber-
schritten. Durch eine 4,0 m hohe Larmschutzwand wirden sich die Immissionen nur
im EG und 1. OG reduzieren. Auch mit einer sehr hohen Larmschutzwand ist also
keine Einhaltung der Orientierungswerte moglich ist und die Kosten sind unverhélt-
nismafig zur erreichbaren Larmminderung. Aul3erdem wére die Bebaubarkeit des
Grundstticks erheblich eingeschrankt, da die Larmschutzwand innerhalb der WA-
Flachen errichtet werden misste. Dabei waren die einzuhaltenden Abstandsflachen
sowie u.a. auch das Leitungsrecht fur eine Gasleitung im Norden der WA-Flachen zu
beachten. Abgesehen davon wirde das Ortsbild Warnemindes am Ortseingang er-
heblich leiden. Die Herstellung der Raumkante nach Norden sowie die Einhaltung
der Bauflucht wirden konterkariert werden.

Daher wird auf die folgenden, passiven SchallschutzmalRnahmen abgestellt, die im
Bebauungsplan festgesetzt werden:

1. Gebaudeseiten und Dachflachen von schutzbedirftigen Raumen (Schlafraume,
Wohnraume etc.) im Sinne der DIN 4109 (Schallschutz im Hochbau, nach § 3
LBauO MV als technische Baubestimmung bekannt gemacht im Amtsblatt MV
2012 Nr. 27, S. 482; Bezugsquelle der DIN: Beuth Verlag GmbH, 10772 Berlin)
sind innerhalb der ausgewiesenen Larmpegelbereiche entsprechend ihrer Nut-
zung so auszufuhren, dass die erforderlichen resultierenden bewerteten Schall-
damm-Mal3e von Tabelle 8 der DIN 4109 eingehalten werden. Hiervon kann im
Einzelfall abgewichen werden, wenn die Schallausbreitung durch dauerhafte Ab-
schirmungen behindert wird.

2. Ab dem Larmpegelbereich Il sind Luftungseinrichtungen in den Rdumen vorzu-
sehen, die zum Schlafen genutzt werden, wenn keine Liftungsmaglichkeit zu ei-
ner larmabgewandten Geb&udeseite besteht. Die Luftungseinrichtungen sind bei
der Ermittlung der erforderlichen Schalldammung der Aul3enbauteile entspre-
chend Nr. 9.1. zu berucksichtigen.

3. An den sudlichen und 6stlichen Seiten von Geb&uden in den beiden sudoéstlich
iIm WA 2 gelegenen Baufeldern werden zum Schutz vor Larm durch den Betrieb
der Sportplatze zusatzliche Schallschutzmal3hahmen festgesetzt: Vor den zum
dauernden Aufenthalt vorgesehenen Ra&umen sind Vorbauten (z.B. verglaste
Loggien, Wintergarten) oder in Ihrer Wirkung vergleichbare Malinahmen vorzu-
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sehen. Sollen diese - in der Planzeichnung mit besonderen Schallschutzmal3-
nahmen festgesetzten - Gebaudeseiten geschlossen ausgefuhrt werden, missen
Fenster vor zum dauerhaften Aufenthalt vorgesehenen Raumen entweder auf
larmabgewandten Seiten angeordnet werden oder die larmzugewandten Fenster
sind als nicht zu 6ffnende Fenster auszufiihren oder in lhrer Wirkung vergleich-
bare MalRnahmen sind vorzusehen.

4. Die in der Planzeichnung festgesetzten Larmpegelbereiche gelten fir das unbe-
baute Plangebiet mit Ausnahme der geplanten Baukoérper im SO ,Sport und Frei-
zeit. Wird durch erganzende Schalluntersuchungen fir konkrete Planvorhaben
nachgewiesen, dass sich der mafRgebliche Aul3enlarmpegel, z.B. infolge der Ab-
schirmung durch aktive SchallschutzmalRnahmen oder andere vorgelagerte Bau-
korper vermindert, so kann von den Festsetzungen in den Punkten 1 - 3 abgewi-
chen werden.

Die geplante Asphaltierung der Planstra3e B (statt Pflasterung) ist nach dem Fest-
setzungskatalog des BauGB nicht im Textteil B festsetzbar. Daher soll diese Rege-
lung im ErschlieBungsvertrag zwischen dem ErschlieBungstrager und der Stadt fest-
geschrieben werden.

3.7 Technische Infrastruktur

Die Ver- und Entsorgungsanlagen innerhalb des Plangebietes sind neu zu errichten.
Die Parkstral3e ist stadttechnisch mit allen Medien wie Strom, Gas, Wasser, Abwas-
ser, Telekommunikationseinrichtungen usw. erschlossen. Fir die leitungsgebunde-
nen Anlagen existieren Anbindungspunkte an vorhandene Leitungssysteme der je-
weiligen Ver- und Entsorgungstrager. Dies gilt allerdings nicht fur die Regenwasser-
leitungen, deren Kapazitat ausgeschopft ist. Eine Fernwarmeanbindung ist in diesem
Teil Warnemiindes bisher nicht vorgesehen.

Zu beachten ist eine Mitteldruck-Gasleitung, die das Plangebiet im Norden parallel
zur Parkstral3e quert. Da die Umverlegung der Leitung einen erheblichen logistischen
und Kostenaufwand verursachen wirde, sind die betroffenen Flachen von der Be-
bauung freizuhalten. Der Leitungsbereich wird durch ein Leitungsrecht gesichert.
Weitere Leitungen verlaufen sudlich der Parkstral3e im 6ffentlichen Raum im Bereich
des auszubauenden FulRRweges. Die Mindestabstande zu Leitungen sind bei Bau-
und Anpflanzungsmalinahmen zu beachten und ggf. Umverlegungen durchzufiihren.
Sonstige kleinere Leitungen, die nicht im 6ffentlichen Raum liegen, kénnen bei Be-
darf in Abstimmung mit dem Versorgungstrager umverlegt werden. Dies betrifft z.B.
eine Wasserleitung zu den Kleingarten, deren genaue Lage unbekannt ist.

Im Zuge der ErschlielBungsarbeitungen sind in Abstimmung mit den Ver- und Entsor-
gungstragern im Verkehrsraum bzw. auf sonstigen Flachen ausreichende Leitungs-
trassen vorzusehen. Die Beteiligten sollen frihzeitig in die Planung und Ausfiihrung
einbezogen werden, um die gleichzeitige Einbringung der Ver- und Entsorgungslei-
tungen zu gewabhrleisten.

Im Folgenden werden die wichtigsten Parameter der Ver- und Entsorgungsinfrastruk-
tur erlautert.
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3.7.1 Wasserversorgung

Die Versorgung mit Trinkwasser wird durch die Anbindung an die Frischwasserlei-
tung DN 150 an der sudlichen Seite der ParkstraRe sichergestellt, deren Lage bei
Bauarbeiten zu beachten ist. Fir Geschosse uUber dem 4. Geschoss sind private
Druckerhdhungsanlagen vorzusehen.

Von der Trinkwasserleitung zweigt eine Wasserleitung zu den Kleingarten ab, deren
genaue Lage unbekannt ist. Die Leitung ist im Rahmen der BaumalRnahmen zu son-
dieren, ggf. ist die Umverlegung erforderlich.

Versorgungstrager fur Trinkwasser ist die Eurawasser Nord GmbH. Neuanschliisse
zur Wasserversorgung sind mit dem Versorgungstrager abzustimmen. Hinsichtlich
des sparsamen Umganges mit Trinkwasser sollte der Einsatz von wassersparenden
Technologien bevorzugt werden.

3.7.2 Loschwasser/Brandschutz

Der Loschwasserbedarf in den WA von 96 m3/h Gber einen Zeitraum von 2 Stunden
wird durch die in der Parkstral3e vorhandene Trinkwasserleitung und deren Hydran-
ten mit 48 m3/h sowie zwei unterirdische Zisternen mit jeweils 48 m3/h (2 Std. ent-
sprechen also dem Speichervolumen von 96 m3) abgedeckt.

Laut Brandschutzkonzept fir die Sporthalle und das Vereinsgeb&ude ist im Sonder-
gebiet ein Loschwasserbedarf von 48 m3/h Uber einen Zeitraum von 2 Stunden aus-
reichend. Die Anforderungen zur bereit zu stellenden Léschwassermenge richten
sich nach der Tabelle im Arbeitsblatt W 405 des DVGW nach der Gebietseinstufung.
Bei geringer Gefahr der Brandausbreitung und GFZ < 1,0 (hier: eingeschossige Ge-
baude; die GRZ fir Gebéaude liegt im SO unter 0,4) betragt diese gemall Brand-
schutzkonzept im vorliegenden Fall 800 I/min = 48 m3/h. Diese wird durch die in der
Parkstra3e vorhandene Trinkwasserleitung und deren Hydranten im Umkreis von
300 m mit 48 m3/h abgesichert. In der Parkstral3e befindet sich in der Grundstiickszu-
fahrt ein Hydrant auf einer Wasserleitung DN 150 (Ingenieurbiro fur Brandschutz
Uwe Lubosch, Brandschutzkonzept Nr. 2012I1BL-035-05K zum BV Neubau Sporthalle
in Warnemuinde, Stand 27.3.2013). Die Léschwasserbereitstellung tber Unterflurhyd-
ranten ist mit dem Versorgungsunternehmen und dem Brandschutzamt abzustim-
men.

Die Abstimmung mit dem Tief- und Hafenbauamt ist erfolgt und wird im Rahmen der
ErschlieBungsplanung fortgesetzt. Der ausreichende Brandschutz gemaf Arbeits-
blatt W 405 der technischen Regeln des DVGW ist auf3erdem im Bauantragsverfah-
ren nachzuweisen.

Die Zuganglichkeit fir die Feuerwehr, insbesondere Zu- und Durchfahrten sowie
Aufstell- und Bewegungsflachen fur die Einsatzfahrzeuge, missen entsprechend der
Richtlinie Gber Flachen fur die Feuerwehr von Aug. 2006 gewabhrleistet sein.

Die Anforderungen flur die l6schwasserseitige ErschlielBung und die Feuerwehrbe-
wegungsflachen sind bei der ErschlieBung und Bebauung zu beachten.

3.7.3 Abwasserableitung

Das im Plangebiet anfallende Schmutzwasser wird zentral abgeleitet. Innerhalb des
Plangebietes ist ein neues Netzsystem aufzubauen. Gemaf ErschlieRungsplanung
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wird das Schmutzwasser der Druckrohrleitung nérdlich der ParkstralRe zugefihrt.
Dazu ist fur die Entsorgung der WA-Flachen die Errichtung eines unterirdischen Ab-
wasser-Pumpwerks vorzusehen. Dieses befindet sich norddstlich der Grinflache und
soll von der ParkstralRe anfahrbar sein. Damit sollen mdgliche Geruchs- und Ge-
rauschbelastigungen weitestgehend vermieden werden.

Die Schmutzwasserleitungen werden ebenfalls von der Eurawasser Nord GmbH be-
trieben.

Eine Versickerung anfallender Regenwassermengen ist nicht méglich. Dies ist durch
den naturgemal hohen Grundwasserstand in der Nahe zur Flachkiste und die ge-
ringen Gelandehéhen begrindet.

Das anfallende, unbelastete Niederschlagswasser der Dach- und Verkehrsflachen
des Sondergebietes ist Uber neu anzulegende Rickhaltesysteme und unter Beach-
tung der vorliegenden Einleitgenehmigung (6 Liter/Sekunde) gedrosselt tiber Uber-
laufe in das Laak-System abzuleiten.

Das Regenwasser der Dach- und Verkehrsflachen des Wohngebietes wird zwecks
Retention in unterirdische Stauraumkanale abgeleitet. Von dort erfolgt die geregelte
Ableitung in den o6ffentlichen Regenwasserkanal westlich der Buswendeschleife. Die
Hohe der zulassigen Einleitmenge ist nach Angaben der Eurawasser im Rahmen der
ErschlieBungsplanung mit der Eurawasser und dem Warnow-Wasser- und Abwas-
serverband abzustimmen. Bezuglich der Vorfluter sind auRerdem Abstimmungen mit
dem Wasser- und Bodenverband ,Untere Warnow-Kuste* zu fuhren.

Trotz einer zentralen Regenentwasserung wird aus Grinden des Ressourcenschut-
zes empfohlen, Regenwasser fir die Bewasserung der Grinflachen aufzufangen.
Private Mallnahmen der Ruckhaltung durch begriinte Dacher, Zisternen, Abfliisse
Uber unbefestigte Rinnen, Mulden und Teiche sind zu empfehlen.

3.7.4 Elektroenergieversorgung

Stromleitungen mit Kabelschutzrohren und Anschlusspunkten befinden sich in der
Parkstral3e. Fir die innere ErschlieBung des Plangebietes ist ein neues Versor-
gungsnetz aufzubauen. Der vorhandene Trafo im stdwestlichen Bereich ist zu erhal-
ten. Er wird zusammen mit den zufihrenden Leitungen mit einem Leitungsrecht zu
Gunsten der Stadtwerke Rostock AG versehen. Sollten vorhandene Anlagen von den
Bau- oder AnpflanzungsmalRnahmen betroffen werden, sind die entsprechenden
Mallnahmen zum Schutz oder zur Verlegung der Leitungen in Abstimmung mit den
Stadtwerken durchzuftihren.

Aufgrund des Klima- und Ressourcenschutzes ist der Einsatz von Solarenergie oder
Erdwéarmeanlagen zu empfehlen. Solarenergieanlagen sollen dabei in den WA nicht
auf Dachern aufgestandert werden, um eine zu technisch ausgepragte Gebaudean-
sicht mit Stérwirkungen auf die Nachbarbebauung zu vermeiden. Stattdessen sollten
Flachdach-Solaranlagen verwendet werden.

3.7.5 StralRenbeleuchtung

Die StralRenbeleuchtung im Bereich der Buswendeschleife ist im Rahmen der Um-
gestaltung zu erneuern. Dazu sind Abstimmungen mit der Stadtwerke Rostock AG zu
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fuhren. An der Planstral3e A und an der Parkstral3e ist eine Stra3enbeleuchtung vor-
handen. Entlang der PlanstraBe B und an den inneren ErschlieBungswegen ist die
Errichtung von Stral3enlaternen bzw. angemessenen Beleuchtungselementen vorge-
sehen, die von der Gestaltung her den Funktionen entsprechen und die die Stral3en-
und Platzbereiche ausreichend ausleuchten. Die Beleuchtungsanlagen an den of-
fentlichen Verkehrsflachen gehen in die Baulast der Hansestadt tber, wahrend die
an der PlanstralRe B gelegenen Anlagen im privaten Bereich verbleiben. Grundsatz-
lich sollen insektenschonende, quecksilberfreie Natrium-Hochdruckdampf-lampen
oder solche mit LED-Technik eingesetzt werden, um eine UbermalRige Lockwirkung
auf Nachtfalter und andere nachtaktive Tierarten auszuschliel3en.

3.7.6  Warmeversorgung

Das Plangebiet liegt nicht im Geltungsbereich der Fernwadrmesatzung der Hanse-
stadt Rostock und des Erweiterungsgebietes Warnemiinde. Daher wird, abgesehen
von alternativen Energietragern, ein Gasanschluss vorgesehen. Die Versorgung wird
durch die Stadtwerke Rostock AG sichergestellt. Die Versorgungsbedingungen sind
mit dem Versorgungstrager abzustimmen.

Die genannte Mitteldruck-Gasleitung im Norden des Plangebietes ist zu beachten.
Sie wird mit einem Leitungsrecht zu Gunsten des Betreibers, der Stadtwerke Ros-
tock, mit beidseitigen Schutzabstadnden von 1,0 m aufgenommen.

Aufgrund des Klima- und Ressourcenschutzes ist der Einsatz von Solarenergie zu
empfehlen. Fir die Sporthalle ist eine Solarthermie-Anlage auf dem Dach vorgese-
hen. AulBerdem gewahrleisten Anlagen der Geothermie eine klima- und ressourcen-
schonende Energieversorgung.

3.7.7 Anlagen der Telekommunikation

Die Versorgung mit Anlagen der Telekommunikation wird durch die Deutsche Tele-
kom AG und die Kabel Deutschland GmbH sichergestellt. Das Leitungsnetz ist dazu
von der ParkstraRe aus auszubauen. Vorhandene Hausanschlussleitungen sind zu
beachten und ggf. umzuverlegen. Fur den rechtzeitigen Ausbau sind Abstimmungs-
gesprache mit den Versorgungstragern zu fuhren.

3.7.8 Miullentsorgung/Abfallwirtschaft/Altlasten

Die Abfallentsorgung erfolgt auf Grundlage der Abfallsatzung der Hansestadt durch
die Stadtentsorgung Rostock. Fur das Plangebiet ist die ordnungsgemal3e Abfallent-
sorgung Uber die ErschlieBungsstral3en mit Fahrbahnbreiten von mind. 4,75 m gesi-
chert.

Die PlanstralRe B wird als Privatstraf3e in Abstimmung mit der Stadtentsorgung be-
fahren und mit einem Wendehammer gemal3 RASt 06 — Bild 59 ausgebildet.

Die innere ErschlieBung des Sondergebietes sieht ebenfalls eine Wendeanlage vor.

Ein eigener Standort fir Wertstoffbehélter wirde bei einer Einwohnerzahl von 600

erforderlich. In dem geplanten Wohngebiet wird bei ca. 145 Wohneinheiten mit ca.
350 Bewohnern gerechnet. Ein Standort fir Wertstoffbehélter soll zweckméaRigerwei-
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se im Bereich des Strandparkplatzes eingerichtet werden, um Konflikte mit der
Wohnnutzung zu vermeiden. Hier wére ein solcher Standort auch von der Offentlich-
keit besser nutzbar.

Fiar die WA 1 und 2 wurden im Entwurf Stellplatze fur Milltonnen sudlich der Plan-
straRe B ausgewiesen. Die Milltonnenstellplatze sollen jedoch zur Vermeidung von
Geruchsbelastigungen und zur Verbesserung des Ortsbildes in den Tiefgaragen un-
tergebracht werden. Nur fir den Tag der Abfuhr sollen sie im Bereich des Schutz-
gruns abgestellt werden.

Die privaten Stellplatze fur Mullbehélter sind entsprechend den 6rtlichen Bauvor-
schriften zu begriinen und so zu gestalten, dass eine leichte Reinigung moglich ist
und Ungezieferentwicklung nicht begunstigt wird.

Nach gegenwartigem Kenntnisstand sind in dem Geltungsbereich der Satzung keine
Altablagerungen oder Altlastenverdachtsflachen bekannt. Werden bei Bauarbeiten
Anzeichen fur bisher unbekannte Belastungen des Untergrundes (unnattrlicher Ge-
ruch, anormale Farbung, Austritt verunreinigter Flissigkeiten, Ausgasungen, Altabla-
gerungen) angetroffen, ist der Grundsticksbesitzer gem. § 3 Abs. 1 Abfallgesetz
(AbfG) zur ordnungsgemaéalen Entsorgung des belasteten Bodenaushubs verpflich-
tet. Auf die Anzeigepflicht beim Amt fir Umweltschutz gem. § 11 AbfG wird hinge-
wiesen.

3.8 Grinordnung

In der Gestaltung des Plangebietes flieRen die Ergebnisse aus der Bestandserfas-
sung mit den stadtebaulichen und griinordnerischen Zielen sowie den Belangen des
Artenschutzes zusammen. Die grinordnerischen und Artenschutzbelange sind im
separaten Griinordnungsplan zu dieser B-Plan-Anderung detailliert dargestellt. Im
vorliegenden Kapitel Griinordnung werden die Ergebnisse zusammengefasst.

Auf die Anwendung der Eingriffsregelung wird im Planverfahren der 1. Anderung zum
Bebauungsplan verzichtet, da Voruntersuchungen zu dem Ergebnis kamen, dass ein
beschleunigtes Verfahren gem. § 13a BauGB durchgefiihrt werden kann.
Unverzichtbar sind jedoch eine grindliche Bestandserfassung des Gebietes, die Be-
lange des Baumschutzes bzw. Baumersatzes und die Belange des Artenschutzes.

3.8.1 Eingriffe in Natur und Landschaft

Im Geltungsbereich der 1. Anderung des Bebauungsplanes werden auf einer
beplanten Flache von insgesamt ca. 4,1 ha Wohngebiets-, Sondergebiets-, Erschlie-
Bungs- und Grunflachen geplant. Vorhandene ErschlieBungsflachen sollen weiter
genutzt (Parkstraf3e) bzw. umgebaut (Buswendeschleife) werden.

Folgende MalRnahmen werden vorbereitet:

- Neuanlage von baulichen Anlagen,

- Umnutzung von Erschliel3ungsflachen,

- Neuanlage von Erschliel3ungsflachen,

- Neuanlage von o6ffentlichen Grinflachen,

- Neuanlage von privaten Griunflachen,

- Neuanlage von geordneten Baumpflanzungen in Erschlie3ungsflachen.
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Die Bestandsuntersuchungen folgen den ,Hinweisen zur Eingriffsregelung” des Lan-
desamtes fur Umwelt und Natur Mecklenburg- Vorpommern (LUNG 1999).

Auf der Grundlage der Vermessungsplane, Erhebungen vor Ort und Recherchen zu
den Schutzgitern sind der Zustand von Natur und Landschaft und Landschaftsele-
mente ermittelt worden.

Mit der 1. Anderung des Bebauungsplanes ist die Bebauung stadtischer Siedlungs-
brachen und Sportanlagen vorgesehen. Mit Entwicklung der Bauflachen werden be-
deutende Flachenteile zur gartnerischen Gestaltung, insbesondere innerhalb der
Wohngebiete WA 1 und WA 2, vorgesehen. Die Anlage von privaten Grunflachen
wird u.a. durch die Einordnung von Tiefgaragen zur Aufnahme des ruhenden Ver-
kehrs mdglich. Durch diese Planungsabsichten wird dem Bodenschutz in besonderer
Weise Rechnung getragen.

3.8.2 Baumerfassung und Baumersatz

Bei der Durchfihrung des beschleunigten Verfahrens gem. § 13a BauGB kommt der
Baumschutzkompensationserlass Mecklenburg-Vorpommern vom 15.10.2007 nicht
zur Anwendung. Der Baumschutz gilt entsprechend der Baumschutzsatzung der
Hansestadt Rostock vom 29.11.2001 unmittelbar.

In diesem Zusammenhang gehort der Allee an der Parkstral3e die grof3te Aufmerk-
samkeit. Die Allee am Ortseingang von Warnemiinde macht insgesamt einen ge-
schlossenen und vitalen Eindruck. Sie weist innerhalb des Plangebietes jedoch LU-
cken vor allem an der Sudseite der Parkstral3e auf.

Des Weiteren wird das Plangebiet durch zwei Gehdlzriegel gegliedert, die es in die
granordnerische Gestaltung aufzunehmen gilt.

Die vorhandene Anpflanzung von Hybridpappeln zwischen der Buswendeschleife
und dem kunftigen Wohngebiet soll mit Umsetzung der Planungsabsichten in eine
ausdauernde Geholzpflanzung aus standortgerechten Arten mit Baumen umgebaut
werden.

Die vorhandenen Geholze zwischen kinftigem Wohn- und Sondergebiet lassen sich
nicht erhalten. An deren Stelle soll ein zweiter, gliedernder Gehdlzriegel aufgebaut
werden. Auch von den vorhandenen Pappeln und jungen Gehdlzen am sidlichen
Plangebietsrand lassen sich keine erhalten. Hier soll, soweit die Flache es zulasst,
ein Geholzriegel aus dauerhaften Arten mit Baumen, maoglichst in einer Baumreihe,
zur Abgrenzung zwischen Wohngebiet und Kleingartenanlage hergerichtet werden.

Die Baumverluste und der notwendige Ausgleich wurden im Grinordnungsplan ge-
sondert ermittelt. Bei den 145 im Plangebiet vorkommenden Baumen wird vom Ver-
lust von 71 Baumen verschiedener Arten ausgegangen. Dabei werden alle vorhan-
denen Alleebaume der Parkstraf3e (Aesculus hippocastanum, weil3 blihende Kasta-
nien) erhalten. Die vorhandenen 29 Hybridpappeln des Plangebietes werden zur Fal-
lung vorgesehen. Die restlichen zu féallenden Baume sind Uberwiegend jung aufge-
wachsene Baume.

Insgesamt wurde ein Kompensationsbedarf von 77 Baumen (Umfang (u) 12 - 14 cm)
bzw. 23 Baumen (u 18 - 20 cm) ermittelt. Der Kompensationsbedarf wird die An-
pflanzung von 16 Baumen (u 18-20) zur Erganzung der vorhandenen Licken in der
sudlichen Baumreihe der Allee in der Parkstral3e angerechnt. Der Bedarf von weite-
ren 7 Baumen (u 18-20) zur Kompensation des Baumverlustes kann mit den ver-
schiedenen im Plangebiet zu pflanzenden Baumen ausgeglichen werden. Gehoblze
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werden zur Anpflanzung in den geplanten Gehdlzriegeln und zur Gestaltung der Frei-
flachen innerhalb der Wohngebietsflachen vorgesehen.

3.8.3 Artenschutz

Im Artenschutzbericht vom 30.05.2012 wurden durch die Gutachter Brutvogel und
Amphibien im Plangebiet dargestellt.

Das festgestellte Arteninventar an Brutvogeln weist wenige Wertarten auf. Es handelt
sich um das Artenspektrum eines Siedlungsbereiches. Alle festgestellten 19 Brutvo-
gelarten sind wenig stérungsempfindlich. Durch das Vorhaben werden tberwiegend
Flachen in Anspruch genommen, die eine untergeordnete Bedeutung fur Brutvogel-
arten besitzen. Der Funktionsverlust wird, nach Einschatzung der Gutachter, durch
die Begrinung des Bebauungsgebietes mehr als ausgeglichen. Es ist davon auszu-
gehen, dass bei der Umsetzung des Vorhabens keine erheblichen Lebensraumver-
luste fur Brutvogelarten auftreten werden.

Die 6kologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflan-
zungs- oder Ruhestatten wird im rdumlichen Zusammenhang weiterhin erfillt. Eine
Verschlechterung des Erhaltungszustandes lokaler Teilpopulationen von Vogelarten
ist durch das Vorhaben nicht zu erwarten.

Ein Verbotstatbestand gemanR § 44 BNatSchG ist nicht erfullt.

Im Untersuchungsgebiet kommen keine Vogelarten vor, die im Anhang | der EU-
Vogelschutzrichtlinie aufgefuhrt sind.
Ein Genehmigungstatbestand gemal § 44 (1) BNatSchG ist nicht gegeben.

Im Zuge der aktuellen Amphibienkartierung wurden im Untersuchungsgebiet Grin-
frosche nachgewiesen. Obwohl der Teichfrosch (Pelophylax kl. esculentus) als ge-
fahrdet eingestuft ist, handelt es sich um eine allgemein weit verbreitete Art. Die Art
kommt in Mecklenburg-Vorpommern flachendeckend vor. Die Bedeutung des Gebie-
tes wird durch die Gutachter fir die nachgewiesene Art und sonstige Amphibien als
gering angesehen. Die aufgefundene Art genieldt keinen Schutzstatus nach FFH-
Richtlinie (1992). Daher erfolgte keine einzelartbezogene Betrachtung. Ein Verbots-
tatbestand geman § 44 BNatSchG ist nicht erfullt.

Fur das durch die Gutachter untersuchte Artenspektrum im Plangebiet der 1. Ande-
rung des Bebauungsplanes sind weder Vermeidungs- noch Ausgleichsmalinahmen
notwendig. Der aktuelle Erhaltungszustand wird durch das Vorhaben nicht beein-
trachtigt. Nachteilige Auswirkungen sind durch die Planung auf den vor Ort nachge-
wiesenen Artenbestand an Brutvogeln und Amphibien, insbesondere Verbotstatbe-
stande gem. § 44 BNatSchG, nicht zu erwarten.

Zusammenfassung zur FFH-Vorprifung zum FFH-Gebiet ,Stoltera bei Rostock® —
DE 1838-301

Im Rahmen der Voruntersuchungen zur 1. Anderung des Bebauungsplanes wurde
mit einer FFH-Vorprifung abgeklart, ob durch die Planungsabsichten Auswirkungen
auf das FFH-Gebiet ,Stoltera bei Rostock” zu erwarten sind.

Schutzzweck des Gebietes ist der Erhalt eines Schwerpunktraums des Kammmolch-
Vorkommens sowie die Sicherung der vorkommenden Gewasser-, der angrenzen-
den Kusten- und der Waldlebensraumtypen.
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Im Ergebnis der Vorpriifung wurde festgestellt, dass fur die 1. Anderung des Be-
bauungsplanes keine Vertraglichkeitsprifung fur das FFH-Gebiet ,Stoltera bei Ros-
tock* gemal § 34 BNatSchG erforderlich wird.

Die Untersuchungen haben ergeben, dass durch das Planvorhaben keine erhebli-
chen oder nachhaltigen Auswirkungen auf die Kammmolchpopulation des FFH-
Gebietes zu erwarten sind. Das Plangebiet ist aufgrund der Isolierung durch Park-
straRe, Sportanlage und Strandparkplatz als Wanderkorridor nur bedingt geeignet.
Im Plangebiet wurden keine Kammmolche nachgewiesen. Das vorhandene tempora-
re Gewasser im Plangebiet hat nur eine geringe Habitateignung.

Aus der Baugenehmigung zum Abriss der ehemals vorhandenen Gebaude besteht
die Forderung nach Ersatzmalinahmen fir Fledermause und Mauersegler weiter. Die
Arten wurden an den abgerissenen Gebauden nachgewiesen. Entsprechend der Ab-
bruchgenehmigung sind im Bereich des kinftigen Wohngebietes jeweils 10 Quartiere
fur Fledermause und 10 Quartiere fur Mauersegler herzurichten.

3.8.4 Grunordnerische Inhalte des Bebauungsplanes

Die Griinordnungsplanung als Fachbeiplan zur 1. Anderung des Bebauungsplanes
Nr. 01.S0.88 bereitet die Gestaltung von Griunflachen und die Verwendung von
Grol3grin zur ansprechenden Gestaltung des Plangebietes vor und beriicksichtigt
gleichzeitig die Ziele des Artenschutzes.

Kernstiick der Anderungsplanung ist die stadtgestalterisch ansprechende Einord-
nung von Wohnbauland und Sporteinrichtungen zur Abrundung des nordwestlichen
Stadteingangs von Warnemunde.

Die wichtigsten grinordnerischen Elemente stellen der Erhalt der wertvollen Kasta-
nienallee am Ortseingang von Warnemunde und die Erganzung der sudlichen Baum-
reihe der Allee dar.

Mit der Errichtung von mehrgeschossigen Wohnhéusern und der zugehérigen Ein-
ordnung von Parkstellplatzen in Tiefgaragen werden die Flachen zwischen den Hau-
sern fur die Anlage von privaten Grunflachen freigehalten. Die gartnerisch gestalte-
ten Grunflachen zwischen den Hausern haben Anschluss an parkartig ausgestaltete,
private Gruinflachen mit einem Kleinkinderspielplatz 6stlich der Wohnanlage.

Die Freiflachen an der Sporthalle und dem neuen Warnemuinder Vereinsgebéude
werden durch die zum Betrieb der Gebaude notwendigen Verkehrserschlie3ungs-
und Parkplatzflachen bestimmt.

Zur stadtebaulichen und grinordnerischen Gliederung des Plangebietes werden zwei
Geholzriegel aus standortgerechten Baumen und Strauchern zwischen den ver-
schiedenen Nutzungen, also zwischen Buswendeplatz und Wohngebiet und zwi-
schen Wohn- und Sportgebiet, vorgesehen. Auch an der stdlichen Plangebietsgren-
ze werden zur angrenzenden Kleingartenanlage Gehdlzanpflanzungen geplant.

Fur alle anzulegenden Grinflachen gelten die Forderungen der Grunflachensatzung
der Hansestadt Rostock, dass je 100 m2 zu begrinender Flache ein Baum und flr
alle ebenerdig herzurichtenden Stellplatzanlagen je 4 Stellplatze ein Baum zu pflan-
zen sind. Fur die Gehdolzauswahl gelten die Pflanzenlisten im Grinordnungsplan, die
in die Textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes Ubernommen wurden.
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3.9 Aufschittungen und Abgrabungen

Im Plangebiet ist eine Entsorgung ggf. belastender Stoffe im Bereich des ehemaligen
Wohnheims im Zusammenhang mit dem Abbruch der Gebaude erfolgt. Durch die
Entsorgung der Fundamente entstanden vier Gelandevertiefungen von ca. 1 m Tiefe,
die die ehemaligen Standorte der Geb&uderiegel und der Verbinder wiedergeben.

Das Geléande des Wohngebietes ist aufgrund des notwendigen Hochwasserschutzes
auf 2,65 m 0.HN (entspricht 2,80 NHN) anzuheben (vgl. Kap. 3.10). Dies bedeutet
eine Anhebung gegentuber dem anstehenden Gelande um ca. 0,7 bis 1,4 m. Die Ge-
landeerhéhung wird fur den Bau der Tiefgaragen genutzt, die mit Grunflachen tber-
deckt werden. Die Hohenunterschiede zu den benachbarten Grundsticken sind
durch begrunte Boschungen auszugleichen, so dass sich keine Beeintrachtigung des
Ortsbildes ergibt.

Fur die Sportanlagen ist kein derartiger Hochwasserschutz vorgesehen. Es handelt
sich nicht um dauernd bewohnte Gebéaude.

3.10 Ubernahme von Rechtsvorschriften
3.10.1 Ortliche Bauvorschriften/Gestaltung

Die Satzung uber die oOrtlichen Bauvorschriften dient der Anpassung der Baulichkei-
ten an die ortlichen Verhaltnisse und der Wahrung eines, die Au3enanlagen betref-
fend, einheitlichen Gebietscharakters, ohne jedoch die Mdglichkeiten des individuel-
len Bauens zu sehr einzuschranken. Dabei werden Gestaltungsvorschriften fur Fas-
saden und Dé&cher v.a. fur die WA 1 und 2 erlassen. Die Gestaltung der Sporthalle
befindet sich ohnehin unter stadtischer Kontrolle.

Fur das WA gilt: Fassaden sind in hellem Glattputz auszufihren. Mitteldunkle und
dunkle Farbtone, Holz-, Platten- und Klinkerfassaden sind bis zu einem Anteil von
50 % der jeweiligen Fassadenflache zulassig. Klinkerfassaden sind nur in naturro-
tem, rotbraunem oder braunem Klinker zuldssig. Eine Verschindelung von Fassaden-
teilen ist unzulassig. Sichtbare Rollladenkéasten sind unzuldssig. Ungegliederte oder
fensterlose Fassadenflachen, die eine Lange von 10 m Uberschreiten, sind mit Rank-
oder Klettergeholzen zu begrinen.

Déacher und Wéande von Tiefgaragen aul3erhalb von Gebaudekoérpern sind vollstandig
mit Mutterboden zu Uberdecken und zu begriinen. Damit werden ansprechende Aus-
senanlagen in den WA ermdglicht.

Die zulassigen Flachdacher bzw. flach geneigten Dacher bis 10° Dachneigung kon-
nen begrint und/oder fur Solaranlagen genutzt werden. Um eine zu technisch aus-
gepragte Gebaudeansicht mit Stérwirkungen auf die Nachbarbebauung zu vermei-
den, sollen in den WA nur nicht aufgestanderte Flachdach-Solaranlagen verwendet
werden.

Die nicht bebauten, privaten Grundstiicksflachen sind gartnerisch anzulegen. Vorgér-
ten durfen nicht als Lager- oder Arbeitsflache genutzt werden. Der Vorgarten ist die
Flache zwischen der Stral3enbegrenzungslinie und der stralRenzugewandten Gebau-
defront bzw. deren Verlangerung.

Stellplatze von Abfallbehaltern sind mit einer blickdichten, dauerhaften Bepflanzung,
begrinten Umkleidung oder Rankgittern zu versehen. So sollen sie ortsbildgerecht
gestaltet werden und der Attraktivitat der Baugebiete nicht entgegenstehen.
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Als Einfriedungen sind nur berankte Zaune sowie geschnittene Hecken, auch in
Kombination mit Z&aunen, aus heimischen, standortgerechten Laubgehdlzen in 2xv
Baumschulqualitat zuléssig. Entlang der Park- und der Planstral3e B durfen Hecken
und Zaune in den WA 1,25 m Hohe nicht Gberschreiten.

Die Aufstellung oberirdischer Gas- oder Olbehalter ist nicht zulassig. Auch diese
werden als ortsbildstorend eingestuft.

Innerhalb des Wohngebietes ist die Grofze von Werbeanlagen beschrankt, um eine
gewerbliche Pragung und ein Ausufern dieser Einrichtungen zu verhindern. Werbe-
anlagen sind in den Allgemeinen Wohngebieten nur an der Stéatte der Leistung bis zu
einer Gro3e von 1,0 m2 und nur im Erdgeschossbereich zulassig. Im gesamten Gel-
tungsbereich gilt: Werbeanlagen mit wechselndem oder sich bewegendem Licht sind
unzulassig.

Nach § 84 der LBauO M-V handelt ordnungswidrig, wer im WA vorsatzlich oder fahr-
lassig Fassaden nicht in hellem Glattputz ausfuhrt, mittleldunkle und dunkle Farb-
tone, Holz-, Platten- oder Klinkerfassaden zu mehr als 50 % verwendet, Klinkerfas-
saden anders als in naturrotem, rotbraunem oder braunem Klinker ausfihrt, Fassa-
denteilen verschindelt, sichtbare Rollladenkasten anbringt, ungegliederte oder fens-
terlose Fassadenflachen tGber 10 m Lange nicht begrint. Es handelt weiterhin ord-
nungswidrig, wer Dacher und Wande von Tiefgaragen aul3erhalb von Gebaudekor-
pern nicht vollstandig mit Mutterboden Uberdeckt und begrint, in den WA aufgestan-
derte Solaranlagen installiert, private Grundstticksflachen nicht gartnerisch anlegt,
Vorgarten als Lager- oder Arbeitsflache nutzt, Stellplatze fur Mullbehéalter aul3erhalb
der daflr festgesetzten Flachen anlegt oder nicht begrunt einfriedet, Einfriedungen in
den WA nicht als berankte Zaune oder Hecken, auch in Kombination mit Zaunen,
oder entlang der Park- und der PlanstralRe B hoher als 1,25 m ausfiihrt, im gesamten
Geltungsbereich oberirdisch Gas- oder Olbehalter aufstellt, Werbeanlagen in den WA
aul3erhalb der Statte der Leistung groR3er als 1,0 m2, aul3erhalb der Erdgeschosszo-
ne oder im Gesamtgebiet mit Leuchtfarben, wechselndem oder sich bewegendem
Licht errichtet. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbul3e von bis zu 500.000 €
geahndet werden.

3.10.2 Naturschutzrechtliche Festsetzungen

Natur- oder Landschaftsschutzgebiete oder geschitzte Landschaftsbestandteile sind
von der Planung nicht betroffen. Naturschutzrechtliche Festsetzungen dienen dem
Artenschutz sowie der Begriinung und Gestaltung der Freianlagen.

Die zum Erhalt festgesetzten, z.T. gesetzlich geschitzten Baume sind dauerhaft vor
Beeintrachtigungen, die den Fortbestand gefahrden, und wahrend der Baumal3nah-
men gem. DIN 18920 zu schitzen. Beschadigte oder abgegangene Gehdlze sind
gleichwertig bzw. entsprechend der Festsetzungen zu ersetzen.

3.11 Kennzeichnungen/nachrichtliche Ubernahmen
Das Plangebiet liegt innerhalb des potenziellen Uberflutungsgebietes von Warne-
minde. Ostseeseitig ist der Hochwasserschutz mit der Umsetzung der Regelungen

im B-Plan ,Warnemunde Strandbereich” abgesichert. Die Rechtskraft dieses B-Plans
wird in Klrze erwartet.
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Von der Warnowseite ist die Sicherheit gegen den Bemessungshochwasserstand
(BHW) von 2,80 m NHN (= 2,65 m HN) nicht gegeben. Statistisch liegt die Eintritts-
wahrscheinlichkeit eines solchen Ereignisses bei Gber 100 Jahren. Der Ausbau des
Sturmflutschutzsystems an der Warnowseite auf ca. 3,2 km Lange von Warnemiinde
bis Grol3 Klein befindet sich zzt. in Planung bzw. schon in der Durchfiihrung. Die
Komplettierung des Sturmflutschutzsystems ist grundsatzlich bis 2017 vorbehaltlich
der Bereitstellung finanzieller Mittel vorgesehen. Der Schutz des Gebietes der 1. An-
derung des Bebauungsplanes Nr. 01.S0.88 gegen das BHW ist nach dem komplet-
ten Ausbau der Schutztrasse an der Warnowseite gegeben. Daher werden im Rah-
men des B-Plan-Verfahrens seitens des Staatlichen Amtes fur Landwirtschaft und
Umwelt keine zusatzlichen HochwasserschutzmalRnahmen gefordert. Fir das Gebiet
der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 01.50.88 sind allerdings Festsetzungen
hinsichtlich des Hochwasserschutzes fur die Allgemeinen Wohngebiete zu treffen.
Auch nach Fertigstellung des Sturmflutschutzsystems verbleibt ein Restrisiko, fur das
im Plangebiet VorsorgemalRnahmen zu treffen sind. Die Erdgeschossfufibodenhéhe
bei Wohnbebauung muss tber dem BHW von 2,80 m NHN (= 2,65 m U.HN) liegen.
Auf ein zusatzliches Freibord zum Schutz gegen Wellenschlag wird angesichts des
0.g. Fertigstellungstermins der warnowseitigen Hochwasserschutzmaflinahmen ver-
zichtet, auch um ein weiteres Anhohen des Gelandes zu vermeiden. Empfindliche
Nutzungen sollten generell in hoheren Gebaudeteilen untergebracht werden. Zum
Schutz vor Hochwasser sind auch andere geeignete Schutzeinrichtungen (z.B.
Dammbalkenverschlisse, Aufkantungen, Flutwande) zulassig.

Die geplante Gelandeerhéhung fir die Sporthalle betragt ca. 30 - 40 cm. Weitere
HochwasserschutzmalRnahmen sind nach Angaben der Ausfiihrungsplanung Hoch-
bau nicht vorgesehen, da es sich nicht um bewohnte Gebaude handelt.
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4. SCHWERPUNKTE DER ABWAGUNG

Die Schwerpunkte der Auswahl von Planungsvarianten und den Lésungen der vor-
liegenden Satzung uber die 1. Anderung des B-Planes Nr. 01.S0.88 betreffen zu-
sammengefasst:

- die Wahl des Anderungsverfahrens nach § 13a BauGB im beschleunigten Ver-
fahren ohne Umweltbericht. Die Prifung durch die Umweltbehdrden ergab, dass
keine Umweltprifung erforderlich ist, da es sich um innerortliche, genutzte bzw.
Brachflachen handelt, die Eingriffe bereits im Ursprungsplan definiert und Aus-
gleichsmalRnahmen festgelegt worden sind. Weiterhin handelt es sich um eine
Bebauungsplan-Anderung, auf die die Kriterien des § 13a BauGB: ,Wiedernutz-
barmachung von Flachen, Nachverdichtung, andere Mal3hahmen der Innenent-
wicklung® zutreffen. Eine nach 8 19 Abs. 2 BauNVO zulassige Grundflache von
uber 20.000 m2 wird nicht festgesetzt, diese betragt im Anderungsbereich max.
ca. 9.000 m2. Weiterhin liegt eine Beeintrachtigung von Schutzgutern (besonders
geschutzte Arten oder FFH-Gebiete) nicht vor.

- die stadtebauliche Gestaltung des Wohngebietes (vgl. Pkt. 1.3): in intensiven
Abstimmungen und Workshops sowie mit der Anfertigung von Modellen wurde
die stadtebauliche Gestaltung ausgearbeitet, dabei ist insbesondere hervorzuhe-
ben, dass der gesamte ruhende Verkehr in Tiefgaragen untergebracht wird, die
als Grunflachen tberdeckt sind;

- die Grunordnungsplanung v.a. hinsichtlich dem Entfallen, der Erhaltung und
Neuanpflanzung von Baumen;

- die Gestaltung der Bau- und Freiflachen des Sporthallengelandes, auch hier er-
folgten intensive Abstimmungen auf der Basis der Planung der KOE;

- die Umgestaltung der Buswendeschleife, v.a. auch im Zusammenhang mit den
damit verbundenen Erschlielung des Wohngebietes; eine zusatzliche Belastung
der Jugendherberge erfolgt dadurch nicht, denn die Buswendeschleife befindet
sich im Bestand bereits direkt vor der Jugendherberge und der rechtskéaftige
B-Plan 01.S0.88 weist bereits seit 1997 die Planstral3e B aus, die direkt vor der
Jugendherberge zu dem damals geplanten Sport- und Freizeitzentrum bzw.
Sporthotel und als offentliche Ringstral3e wieder zur Parkstral3e verlauft. Zusatz-
liche Anbindungen an die Parkstral3e sollten aus verkehrstechnischer (Freihal-
tung der Landesstral3e) und naturschutzfachlicher (Erhalt der Alleebdume) Sicht
nicht erfolgen.

- die Gestaltung und Widmung der Verkehrsflachen, private innere ErschlieBungen
der Baugebiete mit FulRwegen, kein durchgehender FulRweg zwischen WA und
SO, stattdessen Ergadnzung eines neuen, breiteren offentlichen Ful3weges sid-
lich der Parkstral3e;

- der Schallschutz der Wohnbebauung gegentuber den Verkehrsgerauschimmissi-
onen v.a. der ParkstraRe und den Sportlarmimmissionen. Die Berlicksichtigung
dieser Belange fuhrte zur einer Verschiebung der Baufelder fur die Wohnhauser
von der Parkstral3e weg, zur Planung einer asphaltierten Mischverkehrsflache im
Siuden sowie zu zusatzlichen baulichen Schallschutzmalinahmen an den sudost-
lichen Gebauden zum Schutz vor Sportlarm.
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5. FLACHENBILANZ

Die Gesamtflache innerhalb des Geltungsbereiches des B-Planes betragt rund 4,1
ha. Die Flache unterteilt sich folgendermalR3en:

Flachennutzung
1. Anderung des FlachengrofRe ca. in m2
Bebauungsplanes Nr. 01.S0.88

Sonstiges Sondergebiet 11447
~Sport und Freizeit"

Allgemeine Wohngebiete (WA 1 u. 2) 14539
> Bauflachen 25986
Parkstral3e 6041
Planstralie A 3076
Planstral3e B, privat 1398
Parkplatze 230
Stellplatze Jugendherberge 584
Stellplatze Sondergebiet Sport u. Freizeit 702
> Verkehrsflachen 12031
Parkanlage privat 1715
Spielplatz privat 800
Schutzgrin privat 591
> Grunflachen 3106
Flachen fur Ver- und Entsorgungsanlagen 96
2. gesamt 41219

6. SICHERUNG DER PLANDURCHFUHRUNG
6.1 Bodenordnende MalRhahmen

Die privaten Grunflachen ,Parkanlage” und ,Spielplatz“ werden von der Stadt an die
Eigentimer der WA-Flachen zum Zwecke der Nutzung im Zusammenhang mit dem
entstehenden Wohngebiet veraulRert. Die Eigentimer der WA-Flachen geben wiede-
rum einen Streifen sudlich der ParkstralRe zwecks Herstellung eines neuen Gehwe-
ges und ausreichender Grinstreifen an die Stadt ab. Am sudlichen Rand des Plan-
gebietes soll der Bereich zwischen der Flurstiicksgrenze 3/29 und dem Zaun der
Kleingartenanlage an der Oberkante der Boschung u.a. zur Heckenanpflanzung ge-
nutzt werden und zu diesem Zweck von der Stadt an die Eigentimer der WA-
Flachen Ubertragen werden. Zu diesem Zwecke erfolgte am 31.01.2013 eine Grenz-
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feststellung mit der Herausmessung der entsprechenden Flursticksanteile, die in die
Planzeichnung tbernommen wurde.

6.2 Vertrage

Zur Sicherung der ErschlieRung und zur Ubernahme der Kosten fiir die Planung, die
ErschlieBung einschlie3lich Begriinung und die Artenschutzmalinahmen ist beab-
sichtigt, die entsprechenden Vertrage zwischen der Stadt und dem ErschlieRungs-
trdger des Wohngebietes abzuschlielen. Fur das SO-Gebiet ist die Stadt selbst
Bauherr.

Die Herstellung der ErschlielBungsanlagen wird dartber hinaus zwischen dem Er-
schlieBungstrager und den Tragern der Ver- und Entsorgung vertraglich geregelt.

6.3 Kosten und Finanzierung

Die Kosten fur die Realisierung der geplanten Bauvorhaben im WA, die Erschlie-
Bungskosten einschlief3lich des neuen Gehweges sudlich der Parkstral3e und ein-
schlie3lich etwaiger Grunderwerbskosten, die Planungskosten sowie Kosten fir die
ArtenschutzmalBnahmen werden vom ErschlieRungstrager fur das Wohngebiet ge-
tragen und uber die Wohnungsverkaufe refinanziert.

Die ErschlieBung Uber die Buswendeschleife wird anteilig von der Stadt, der Jugend-
herberge und dem Erschliel3ungstrager fur das Wohngebiet finanziert.

Die Kosten fur den Bau der Sporthalle und des Vereinsgebaudes einschlief3lich der
Planungskosten tUbernimmt die Hansestadt Rostock.

7. DURCHFUHRUNGSRELEVANTE HINWEISE
Bodendenkmale

Nach gegenwartigem Kenntnisstand sind von der geplanten MalRhahme keine Bo-
dendenkmale betroffen. Um die Arbeiten nétigenfalls baubegleitend archaologisch
betreuen zu konnen, ist es erforderlich, dem Denkmalpflegeamt bzw. dem Lande-
samt fur Bodendenkmalpflege den Beginn der Erdarbeiten rechtzeitig, mindestens
vier Wochen vorher schriftlich und verbindlich anzuzeigen. Werden unvermutet Bo-
dendenkmale entdeckt, ist dies gem. 8§ 11 Abs. 2 Denkmalschutzgesetz (DSchG M-
V) unverziglich der zustandigen Behdrde anzuzeigen. Fund und Fundstelle sind bis
zum Eintreffen eines Vertreters der Bodendenkmalpflege in unverandertem Zustand
zu erhalten. Verantwortlich hierfir sind der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der
Grundeigentimer sowie zufallige Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen. Die
Verpflichtung erlischt funf Werktage nach Zugang der Anzeige.

Kampfmittel

Das Plangebiet ist nicht als kampfmittelbelasteter Bereich bekannt. Es kann jedoch
aufgrund der Bombardierungen Warnemundes im Il. Weltkrieg nicht vollstandig aus-
geschlossen werden, dass Munitionsfunde auftreten kdnnen. Aus diesem Grunde
sind Tiefbauarbeiten mit entsprechender Vorsicht durchzufihren. Sollten bei diesen
Arbeiten kampfmittelverdachtige Gegenstande oder Munition gefunden werden, ist
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aus Sicherheitsgriinden die Arbeit an der Fundstelle und der unmittelbaren Umge-
bung sofort einzustellen und der Munitionsbergungsdienst zu benachrichtigen. Noti-
genfalls ist die Polizei und ggf. die ortliche Ordnungsbehérde hinzuzuziehen. Hin-
sichtlich von Kampfmittelsondier- und Bergungsarbeiten sind Abstimmungen mit dem
Landesamt fir zentrale Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und Katastrophen-
schutz M-V erforderlich.

Wetterradar des Deutschen Wetterdienstes

Auf dem elfgeschossigen Turm der Jugendherberge Warnemiinde befindet sich das
Wetterradar des Deutschen Wetterdienstes mit einer Antennenhéhe von 36 m G.NN.
In der Bauphase sind horizontale und vertikale Sicherheitsabstande zur Radaranten-

ne (z.B. bei Kranarbeiten) einzuhalten. Der Deutsche Wetterdienst ist bei den Pri-
fungen zu beteiligen.

ANLAGE 1 — Grunordnungsplan - Bestand )
ANLAGE 2 — Geltungsbereich Bebauungsplan Nr. 01.S0.88 und 1. Anderung

Planverfasser:
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131 Gehdlzflache des Siedlungsbereiches 14.7 Verkehrsflachen
13.1.1 - Siedlungsgehdlz aus heimischen Baumarten 14.7.2 I:I Versiegelter Rad- und FuBweg
132 Siedlungsgebiisch, Siedlungshecke 1473 I:I Wirtschaftsweg. nicht- oder teilversiegelt
13.2.2 - Siedlungsgebiisch aus nichtheimischen Gehélzarten 1474 I:I Wirtschaftsweg, versiegelt
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1324 - Siedlungshecke aus nichtheimischen Gehdizen 14.11 Brachflache der Siedlungs-, Verkehrs- und Industriegebiete
13.7 Kleingartenanlage

1. ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES NR. 01.50.88

"SPORT- UND FREIZEITZENTRUM
WARNEMUNDE PARKSTRASSE"
GRUNORDNUNGSPLAN

Adolphi - Rose

Landschaftsarchitekten

Gutshaus Kahlenberg

23992 Kahlenberg bei Wismar

Tel.: 038422-58635 / Fax: 038422-58637
e-mail: landschaftsarchitekten@adolphi-rose.de

Bearbeiter: Dipl.-Ing. Birgit Adolphi; Dipl.-Ing. Jan Rose

MaBstab: ohne

LAGEPLAN - BESTAND

Datum: 29.06.2012 Bl Nr.: 1




Bebauungsplan Nr. 01.S0.88 "Sport- und Freizeitzentrum Warnemunde ParkstraRe”

> Geltungsbereich der Ursprungsplanung

> Geltungsbereich der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 01.S0.88
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 Geltungsbereich - 1. Anderung
Stand: 25.07.2012
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	Satzung über die 1. Änderung des 
	Bebauungsplanes Nr. 01.SO.88
	"Sport- und Freizeitzentrum
	Mit der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01.SO.88 wird das Planungsziel verfolgt, den 1994 – 1997 aufgestellten und seit 2006 rechtskräftigen Bebauungsplan für das Gebiet "Sport- und Freizeitzentrum Warnemünde Parkstraße" in Teilbereichen aktuellen Planungszielen anzupassen.
	Flächennutzung

